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II

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter)

INTERNATIONALE UBEREINKUNFTE

BESCHLUSS (EU) 20221158 DES RATES
vom 27. Juni 2022

iiber die Unterzeichnung — im Namen der Union — und die vorliufige Anwendung des Abkommens
zwischen der Europiischen Union und der Ukraine iiber die Beforderung von Giitern im
Strafenverkehr

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel 91 in Verbindung mit
Artikel 218 Absatz 5,

auf Vorschlag der Europiischen Kommission,
in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)  Am 2. Juni 2022 hat der Rat zur Aufnahme von Verhandlungen mit der Ukraine tiber ein Abkommen zwischen der
Europdischen Union und der Ukraine iiber die Beforderung von Giitern im Strafenverkehr (im Folgenden
,Abkommen") erméchtigt.

(2)  Die Verhandlungen wurden am 14. Juni 2022 erfolgreich abgeschlossen.

(3)  Da der Angriffskrieg Russlands im Verkehrssektor der Ukraine zu erheblichen Stoérungen gefithrt hat, ist es
erforderlich, alternative Strecken fiir den StraRenverkehr zu finden, auf denen die Ukraine Getreide, Brennstoffe und
Nahrungsmittel sowie sonstige einschldgige Giiter ausfithren kann.

(4)  Da die durch das multilaterale Kontingentsystem der Europdischen Konferenz der Verkehrsminister im Rahmen des
Weltverkehrsforums erteilten Genehmigungen und die bestehenden bilateralen Abkommen mit der Ukraine den
ukrainischen Giiterkraftverkehrsunternehmern nicht die notige Flexibilitit bieten, um ihren Betrieb durch die und
mit der Europiischen Union auszuweiten und vorauszuplanen, ist es von entscheidender Bedeutung, den
Giiterkraftverkehr sowohl fiir den bilateralen Betrieb als auch fiir den Transitverkehr zu liberalisieren.

(5)  Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine beeintrichtigt die Moglichkeiten vieler ukrainischer Fahrer, die
Verwaltungsverfahren im Zusammenhang mit Fahrerdokumenten wie Antragen auf Erteilung einer internationalen
Fahrerlaubnis oder fiir die Ausstellung neuer Dokumente bei Verlust oder Diebstahl von Dokumenten einzuhalten.
Es ist daher wichtig, diesen auffergewohnlichen Umstdnden durch spezifische Mafnahmen Rechnung zu tragen, um
die Fahrer von der Pflicht zur Vorlage einer internationalen Fahrerlaubnis zu befreien, die Entscheidungen der
Ukraine zur Verldngerung der Gultigkeitsdauer von Fahrerdokumenten anzuerkennen und den Informations-
austausch zwischen den zustindigen Behorden der beiden Vertragsparteien zu erleichtern und auf diese Weise
Betrug und Filschung von Fahrerdokumenten zu bekdmpfen.
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(6)  Im Hinblick auf die auffergewohnlichen und einzigartigen Umstinde, die die Unterzeichnung und vorldufige
Anwendung des Abkommens erfordern und im Einklang mit den Vertrigen, ist es angemessen, dass die Union die
entsprechende geteilte Zustindigkeit, die ihr die Vertrige gewidhren, zeitweilig ausiibt. Jede Auswirkung dieses
Beschlusses auf die Zustindigkeitsaufteilung zwischen der Union und den Mitgliedstaaten sollte zeitlich streng
begrenzt sein. Die von der Union auf der Grundlage dieses Beschlusses und des Abkommens ausgeiibte
Zustandigkeit sollte daher nur wahrend der Geltungsdauer des Abkommens ausgeiibt werden. Dementsprechend
wird die so ausgeiibte geteilte Zustindigkeit von der Union nicht mehr ausgeiibt, sobald das Abkommen nicht mehr
gilt. Unbeschadet anderer Mafinahmen der Union und vorbehaltlich der Befolgung dieser Maflnahmen der Union
wird diese Zustindigkeit gemafl Artikel 2 Absatz 2 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union
(AEUV) danach wieder von den Mitgliedstaaten ausgeiibt. Aulerdem wird daran erinnert, dass sich gemifl dem dem
Vertrag tiber die Européische Union und dem AEUV beigefiigten Protokoll Nr. 25 iiber die Ausiibung der geteilten
Zustindigkeit die Ausiibung der Zustindigkeit der Union in diesem Beschluss nur auf die durch diesen Beschluss
und das Abkommen geregelten Elemente und nicht auf den gesamten Bereich erstreckt. Die Ausiibung der
Zustandigkeit der Union durch diesen Beschluss beriihrt nicht die jeweiligen Zustindigkeiten der Union und der
Mitgliedstaaten in Bezug auf laufende oder kiinftige Verhandlungen iiber volkerrechtliche Ubereinkiinfte mit
anderen Drittlindern in diesem Bereich oder deren Unterzeichnung oder deren Abschluss.

(7)  Das befristete und verlingerbare Abkommen sollte daher — vorbehaltlich eines Beschlusses des mit dem
Abkommen eingesetzten Gemischten Ausschusses, der auf die Annahme eines Beschlusses des Rates zur Festlegung
des diesbeziiglichen Standpunkts der Union folgen sollte — dringend im Namen der Europiischen Union

vorbehaltlich seines spateren Abschlusses unterzeichnet werden.

(8)  Damit die positiven Auswirkungen des Abkommens auf die Beforderung von Giitern so bald wie maoglich zum
Tragen kommen und die Ukraine ihre Erzeugnisse, insbesondere Getreide, ausfihren kann, sollte das Abkommen
gemdf seinem Artikel 13 vorldufig angewandt werden —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Die Unterzeichnung — im Namen der Européischen Union — des Abkommens zwischen der Europdischen Union und der
Ukraine tiber die Beforderung von Giitern im Stralenverkehr wird vorbehaltlich seines Abschlusses genehmigt. (1)

Artikel 2

(1)  Die Ausiibung der Zustindigkeit der Union gemaf diesem Beschluss und dem Abkommen ist auf die Geltungsdauer
des Abkommens begrenzt. Unbeschadet anderer Unionsmafinahmen und vorbehaltlich der Befolgung dieser Manahmen
der Union beendet die Union nach Ablauf dieses Zeitraums die Ausiibung dieser Zustindigkeit unverziiglich, und die
Mitgliedstaaten iiben wieder ihre Zustindigkeit gemaf Artikel 2 Absatz 2 AEUV aus.

(2)  Die Ausiibung der Zustindigkeit der Union gemif§ diesem Beschluss und dem Abkommen lasst die Zustindigkeit
der Mitgliedstaaten in Bezug auf laufende oder zukiinftige Verhandlungen iiber volkerrechtliche Ubereinkiinfte iiber den
Stralengiiterverkehr mit jedwedem Drittstaat und mit der Ukraine in Bezug auf die Zeit nach dem Ende der Geltungsdauer
des Abkommens unberiihrt, ebenso wie deren Unterzeichnung oder deren Abschluss.

(3)  Die Ausiibung der in Absatz 1 genannten Zustindigkeit durch die Union bezieht sich nur auf die Gegenstande, die
durch diesen Beschluss und das Abkommen geregelt sind.

(4)  Dieser Beschluss und das Abkommen berithren nicht die jeweiligen Zustindigkeiten der Union und der
Mitgliedstaaten im Bereich des Straflengiiterverkehrs fiir andere als durch diesen Beschluss und das Abkommen geregelten
Gegenstinde.

(') Siehe Seite 4 dieses Amtsblatts.
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Artikel 3

Der Prisident des Rates wird ermdchtigt, die Person(en) zu benennen, die befugt ist (sind), das Abkommen im Namen der
Union zu unterzeichnen.

Artikel 4

Das Abkommen wird gemif seinem Artikel 13 ab dem Tag seiner Unterzeichnung vorldufig angewandt, bis die fiir sein
Inkrafttreten erforderlichen Verfahren abgeschlossen sind.

Artikel 5

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft.

Geschehen zu Luxemburg am 27. Juni 2022

Im Namen des Rates
Die Prdsidentin
A. PANNIER-RUNACHER
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ABKOMMEN zwischen der Europiischen Union und der Ukraine iiber die Beférderung von Giitern
im Strafenverkehr

DIE EUROPAISCHE UNION, im Folgenden auch ,Union*,

einerseits,

und

DIE UKRAINE

andererseits,

im Folgenden einzeln ,Vertragspartei“ und zusammen die ,Vertragsparteien“ —

IN ANERKENNUNG der erheblichen Storungen, mit denen der Verkehrssektor in der Ukraine nach dem russischen
Angriffskrieg gegen die Ukraine konfrontiert ist,

IN ANERKENNUNG der Tatsache, dass traditionelle Transportrouten in der Region nicht zuginglich sind und es dringend
geboten ist, die Lieferketten und die Erndhrungssicherheit zu schiitzen, indem alternative Routen iiber die Strafle, vor allem
fir die Beforderung von Getreide, Brennstoff, Lebensmitteln und anderen Giitern aus der Ukraine in die Union, genutzt
werden,

IN DEM WUNSCH, die ukrainische Gesellschaft und Wirtschaft zu unterstiitzen, indem es den Giiterkraftverkehrsun-
ternehmern der Union und der Ukraine gestattet wird, erforderlichenfalls Giiter in ukrainisches Gebiet und durch dieses
hindurch in die Union zu beférdern und umgekehrt,

IN ANBETRACHT dessen, dass das derzeitige System, das auf einer begrenzten Zahl von Genehmigungen der Mitgliedstaaten
beruht, den ukrainischen Giiterkraftverkehrsunternehmern nicht die notige Flexibilitét bietet, um die Beférderung durch die
Union sowie mit der Union auszuweiten,

ENTSCHLOSSEN, sicherzustellen, dass die Bedingungen fiir den Zugang zum Markt fiir die Beférderung von Giitern auf der
Strafle zwischen den Vertragsparteien fiir die in einer der Vertragsparteien niedergelassenen Kraftverkehrsunternehmer in
Zukunft auf keinen Fall restriktiver sein werden als in der jetzigen Situation,

ENTSCHLOSSEN, die ukrainische Wirtschaft zu unterstiitzen, indem der Transit und die Beforderung von Giitern im
grenziiberschreitenden bilateralen Verkehr zwischen der Union und der Ukraine liberalisiert und damit die erforderlichen
Giterbeforderungen ermoglicht werden, und beiden Vertragsparteien auf Gegenseitigkeit die gleichen Rechte fiir
Beforderungen von Giitern im Transit durch diese Gebiete und im grenziiberschreitenden bilateralen Verkehr zwischen der
Union und der Ukraine einzuriumen,

IN ANBETRACHT dessen, dass in Artikel 136 des Assoziierungsabkommens zwischen der Européischen Union und der
Europdischen Atomgemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Ukraine andererseits (im Folgenden
,Assoziierungsabkommen®) eine koordinierte und schrittweise Liberalisierung des Verkehrs zwischen den Vertragsparteien
vorgesehen ist und festgestellt wird, dass die Bedingungen dafiir in besonderen Abkommen iiber den Stralenverkehr
geregelt werden sollen,

IN DEM WUNSCH, die Bestimmungen des vorliegenden Abkommens dem Kapitel des Assoziierungsabkommens iiber die
Streitbeilegung zu unterwerfen,

IN DEM WUNSCH, ukrainische Fahrer zu unterstiitzen und ihnen die Anwendung ihrer Fihigkeiten und Kenntnisse zu
erleichtern, indem Bedingungen geschaffen werden, unter denen sie ihre bestehenden ukrainischen Fiihrerscheine und
Befahigungsnachweise weiter nutzen konnen,

IN ANERKENNUNG der Tatsache, dass die Dauer der Auswirkungen des russischen Angriffskriegs auf den Verkehrssektor und
die Verkehrsinfrastruktur der Ukraine nicht abzusehen sind und die Vertragsparteien daher spitestens drei Monate vor
Ablauf dieses Abkommens im Rahmen des Gemischten Ausschusses Konsultationen aufnehmen, um zu priifen, ob das
Abkommen verlingert werden sollte,

IN ANERKENNUNG dessen, dass das Europiische Ubereinkommen iiber die Arbeit des im internationalen StraRenverkehr
beschiftigten Fahrpersonals (Accord européen relatif au travail des équipages des véhicules effectuant des transports internationaux
par route — AETR) sicherstellt, dass bei den Beférderungen gemif diesem Abkommen die Vorschriften fiir die Arbeitsbe-
dingungen des Fahrpersonals und den fairen Wettbewerb eingehalten werden und die Straenverkehrssicherheit nicht
gefihrdet wird —
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SIND WIE FOLGT UBEREINGEKOMMEN:

Artikel 1
Ziele

(1)  Ziel dieses Abkommens ist es, den Giiterkraftverkehr zwischen dem Gebiet der Europiischen Union und dem
Hoheitsgebiet der Ukraine sowie durch diese Gebiete voriibergehend zu erleichtern, indem den in einer der
Vertragsparteien niedergelassenen Verkehrsunternehmern angesichts der Auswirkungen des Angriffskriegs Russlands
gegen die Ukraine und der damit verbundenen erheblichen Storungen aller Verkehrstridger des Landes zusitzliche Rechte
fiir den Transit und die Beforderung von Giitern zwischen den Vertragsparteien eingeriumt werden.

(2)  Dieses Abkommen enthilt auch Mafinahmen, mit denen die Anerkennung von Fahrerdokumenten erleichtert wird.

(3)  Dieses Abkommen ist nicht dahingehend auszulegen, dass sich die Bedingungen fiir den Zugang zum Markt fiir
grenziiberschreitende Kraftverkehrsdienste zwischen den Vertragsparteien gegeniiber der Situation am Tag vor dem
Inkrafttreten dieses Abkommens verschlechtern oder anderweitig restriktiver wiirden.

Artikel 2
Anwendungsbereich

(1)  Dieses Ubereinkommen gilt fiir die gewerbliche Beforderung von Giitern auf der Strafle im Transit durch die
Vertragsparteien und im grenziiberschreitenden Verkehr zwischen den Vertragsparteien und ldsst die Anwendung der
Regeln unberiihrt, die durch das multilaterale Kontingentssystem der Europiischen Konferenz der Verkehrsminister
(Conférence Européenne des Ministres des Transports, ECMT) im Rahmen des Weltverkehrsforums festgelegt wurden. Die
Beforderung von Gilitern auf der Strafe innerhalb eines Mitgliedstaats der Europdischen Union oder zwischen
Mitgliedstaaten der Européischen Union féllt nicht in den Anwendungsbereich dieses Abkommens. Der Transit durch das
Gebiet der anderen Vertragspartei im Rahmen der Beforderung von Giitern zwischen Drittlindern fallt nicht in den
Anwendungsbereich dieses Abkommens.

(2)  Dieses Abkommen enthilt auch bestimmte besondere Bestimmungen iiber Fahrerdokumente.

Artikel 3

Begriffsbestimmungen

Fir die Zwecke dieses Abkommens bezeichnet der Ausdruck
(1) ,Vertragspartei der Niederlassung” die Vertragspartei, in der ein Giiterkraftverkehrsunternehmer niedergelassen ist;

(2) ,Giiterkraftverkehrsunternehmer jede natiirliche oder juristische Person, die in einer Vertragspartei gemafs dem Recht
dieser Vertragspartei niedergelassen ist und zu gewerblichen Zwecken Giiter beférdert und von dieser Vertragspartei
fir die grenziiberschreitende gewerbliche Beférderung von Giitern mit Kraftfahrzeugen oder Fahrzeugkombinationen
zugelassen ist;

(3) ,Fahrzeug” ein in einer Vertragspartei zugelassenes Kraftfahrzeug oder eine Fahrzeugkombination, bei der zumindest
das Kraftfahrzeug in einer Vertragspartei zugelassen ist, sofern sie ausschliefSlich firr die Beforderung von Glitern
verwendet werden;

(4) ,Transit“ die Beforderung von Fahrzeugen im Gebiet einer Vertragspartei ohne Be- oder Entladen von Giitern durch
einen in der anderen Vertragspartei niedergelassenen Giiterkraftverkehrsunternehmer;

(5) ,bilaterale grenziiberschreitende Beforderung” beladene Fahrten mit einem Fahrzeug aus dem Gebiet der Vertragspartei
der Niederlassung in das Gebiet der anderen Vertragspartei und umgekehrt, mit oder ohne Transit durch das Gebiet
eines Drittlands;

(6) ,Fahrerdokumente” eine inlindische Fahrerlaubnis wie z. B. einen Fithrerschein, aus der hervorgeht, unter welchen
Bedingungen ein Fahrer nach dem Recht der Vertragspartei, die das Dokument ausgestellt hat, zum Fithren von
Fahrzeugen berechtigt ist, oder einen Berufsbefihigungsnachweis, einen Fahrerqualifizierungsnachweis oder ein
anderes amtliches Dokument, aus dem hervorgeht, dass sein Inhaber iiber die einschligige Qualifikation und
Ausbildung verfigt, die nach dem Recht der Vertragspartei, die das Dokument ausgestellt hat, fir die Ausiibung der
Fahrtitigkeit unter Bedingungen, die den in Artikel 1 der Richtlinie 2003/59/EG (') genannten vergleichbar sind,
erforderlich ist.

() Richtlinie 2003/59/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 15. Juli 2003 iiber die Grundqualifikation und Weiterbildung
der Fahrer bestimmter Kraftfahrzeuge fiir den Giiter- oder Personenkraftverkehr und zur Anderung der Verordnung (EWG)
Nr. 3820/85 des Rates und der Richtlinie 91/439/EWG des Rates sowie zur Aufhebung der Richtlinie 76/914/EWG des Rates
(ABL. L 226 vom 10.9.2003, S. 4).
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Artikel 4

Zugang zu Kraftverkehrsdienstleistungen

Giiterkraftverkehrsunternehmer sind berechtigt, folgende Beforderungen von Giitern auf der Strafle durchzufithren:

a) beladene Fahrten mit einem Fahrzeug, deren Ausgangspunkt und Bestimmungsort sich im Gebiet verschiedener
Vertragsparteien befinden, mit oder ohne Transit durch das Gebiet eines Drittlands;

b) beladene Fahrten mit einem Fahrzeug aus dem Gebiet der Vertragspartei der Niederlassung in das Gebiet derselben
Vertragspartei mit Transit durch das Gebiet der anderen Vertragspartei;

¢) beladene Fahrten mit einem Fahrzeug in das Gebiet der Vertragspartei der Niederlassung oder aus diesem Gebiet in ein
Drittland mit Transit durch das Gebiet der anderen Vertragspartei;

d) Leerfahrten mit einem Fahrzeug in Verbindung mit den Fahrten gemaf8 den Buchstaben a, b und c.

Artikel 5
Fahrerdokumente

(1)  Innerhalb des Anwendungsbereichs dieses Abkommens und wihrend dessen gesamter Laufzeit befreit jede
Vertragspartei die Inhaber eines von der anderen Vertragspartei ausgestellten Fahrerdokuments von der Verpflichtung,
Inhaber einer internationalen Fahrerlaubnis im Sinne des Genfer Abkommens tiber den Straffenverkehr von 1949 und des
Wiener Ubereinkommens iiber den StraRenverkehr von 1968 zu sein.

(2)  Die Ukraine unterrichtet die Europdische Union und deren Mitgliedstaaten iber alle nach dem 23. Februar 2022
ergriffenen Mafnahmen zur Verldngerung der Giiltigkeitsdauer der von der Ukraine ausgestellten Fahrerdokumente.

(3)  Die Vertragsparteien arbeiten zusammen, um Betrug und Filschung von Fahrerdokumenten zu verhindern und zu
bekidmpfen. Zu diesem Zweck und unbeschadet der einschldgigen Vorschriften iiber den Schutz personenbezogener Daten
stellen die zustdndigen Behorden der Ukraine den zustindigen Behorden der Europaischen Union und ihrer Mitgliedstaaten
die betreffenden Informationen iiber ein von den zustindigen Behorden der Ukraine verwaltetes Internetportal zur
Verfiigung oder ermdglichen den Abruf der Daten der von der Ukraine nach ihrem Recht ausgestellten elektronischen
Fithrerscheine.

Konnen die zustindigen Behorden der Europiischen Union und ihrer Mitgliedstaaten nicht iiber geeignete elektronische
Mittel auf die einschldgigen Informationen zugreifen, so stellen die zustindigen Behorden der Ukraine den zustindigen

Behorden der Europdischen Union und ihrer Mitgliedstaaten die einschldgigen Informationen auf andere geeignete Weise
zur Verfiigung.

Artikel 6
Laufzeit
(1)  Dieses Abkommen gilt bis zum 30. Juni 2023.
(2)  Spitestens drei Monate vor Ablauf des Abkommens nehmen die Vertragsparteien Konsultationen auf, um zu priifen,

ob eine Verldngerung des Abkommens erforderlich ist. Zu diesem Zweck fithren die Vertragsparteien Konsultationen im
Rahmen des Gemischten Ausschusses nach Artikel 7 Absatz 2 durch.

Artikel 7
Gemischter Ausschuss

(1)  Eswird ein Gemischter Ausschuss eingesetzt. Er iiberwacht und begleitet die Anwendung und Durchfithrung dieses
Abkommens und iiberpriift regelmafig das Funktionieren dieses Abkommens vor dem Hintergrund seiner Ziele.

(2)  Der Gemischte Ausschuss wird auf Ersuchen eines seiner beiden Vorsitzenden einberufen. Er wird zudem spitestens
drei Monate vor Ablauf des Abkommens einberufen, um gemafs Artikel 6 Absatz 2 zu priifen, ob eine Verlingerung dieses
Abkommens erforderlich ist, und dariiber zu entscheiden. Der Gemischte Ausschuss trifft den Beschluss iiber die
Verlingerung, gegebenenfalls einschlieflich ihrer Dauer, gemaf§ Absatz 5 des vorliegenden Artikels.
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(3)  Der Gemischte Ausschuss setzt sich aus Vertretern der Vertragsparteien zusammen. Die Vertreter der Mitgliedstaaten
der Europiischen Union kénnen als Beobachter an den Sitzungen des Gemischten Ausschusses teilnehmen.

(4)  Der Vorsitz im Gemischten Ausschuss wird abwechselnd von einem Vertreter der Union und einem Vertreter der
Ukraine gefiihrt.

(5)  Der Gemischte Ausschuss fasst seine Beschliisse im Einvernehmen zwischen den Parteien. Die Beschliisse sind fiir die
Vertragsparteien verbindlich; diese treffen alle fiir die Durchfithrung der Beschliisse erforderlichen Mafsnahmen.

(6)  Der Gemischte Ausschuss gibt sich eine Geschiftsordnung.

Artikel 8
Streitbeilegung ()

Bei Streitigkeiten zwischen den Vertragsparteien iiber die Auslegung und Anwendung dieses Abkommens gelten die
Bestimmungen des Titels [V Kapitel 14 des Assoziationsabkommens sinngemafs.

Artikel 9
Erfiillung der Verpflichtungen
(1)  Jede Vertragspartei ist in vollem Umfang verantwortlich fiir die Einhaltung aller Bestimmungen dieses Abkommens.

(2)  Jede Vertragspartei stellt sicher, dass alle erforderlichen Malnahmen zur Anwendung der Bestimmungen dieses
Abkommens getroffen werden, auch zu ihrer Einhaltung auf allen Regierungs- und Verwaltungsebenen sowie durch
Personen, die ihnen iibertragene hoheitliche Befugnisse ausiiben. Jede Vertragspartei handelt nach Treu und Glauben, um
sicherzustellen, dass die Ziele dieses Abkommens erreicht werden.

(3)  Dieses Abkommen ist ein Abkommen im Sinne des Artikels 479 Absatz 5 des Assoziierungsabkommens. Eine
Vertragspartei kann geeignete Mafnahmen im Zusammenhang mit diesem Abkommen treffen, wenn eine besonders
schwere und erhebliche Verletzung einer der in Artikel 2 des Assoziierungsabkommens als wesentliche Elemente
bezeichneten Verpflichtungen vorliegt, die den Weltfrieden und die internationale Sicherheit gefihrdet, sodass eine
sofortige Reaktion erforderlich ist. Diese geeigneten Mafinahmen werden nach Artikel 478 des Assoziationsabkommens
getroffen.

Artikel 10

Schutzmafinahmen

(1)  Jede Vertragspartei kann geeignete Schutzmafinahmen treffen, wenn sie der Auffassung ist, dass die von Giiterkraft-
verkehrsunternehmern der anderen Vertragspartei durchgefithrten Beforderungen eine Gefahr fiir die Strafenverkehrssi-
cherheit darstellen. Schutzmanahmen werden unter uneingeschrinkter Achtung des Volkerrechts getroffen, miissen
verhiltnismafig sein und in Bezug auf ihren Anwendungsbereich und ihre Dauer auf das zur Behebung der Situation oder
zur Wahrung des Gleichgewichts dieses Abkommens unbedingt erforderliche Maff beschrinkt sein. Vorrang ist
Mafnahmen zu geben, die das ordnungsgemife Funktionieren des Abkommens moglichst wenig beeintrichtigen.

(2) Die betreffende Vertragspartei muss der anderen Vertragspartei vor der Aufnahme von Konsultationen die
getroffenen Maflnahmen mitteilen und alle sachdienlichen Informationen bereitstellen.

(3)  Die Vertragsparteien fithren unverziiglich Konsultationen im Gemischten Ausschuss durch, um eine fiir beide Seiten
annehmbare Losung zu finden.

(4)  Jede nach diesem Artikel getroffene Mafinahme wird ausgesetzt, sobald die Vertragspartei, die das Verschulden trifft,
die Bestimmungen dieses Abkommens einhilt oder wenn die Gefahr fiir die Strafenverkehrssicherheit nicht mehr besteht.

() Zur Vermeidung von Missverstindnissen wird darauf hingewiesen, dass weder dieser Artikel noch dieses Abkommen so auszulegen ist,
als begriinde er bzw. es Rechte oder Pflichten, die vor den internen Gerichten der Vertragsparteien unmittelbar geltend gemacht werden
konnen.



L 179/8 Amtsblatt der Europiischen Union 6.7.2022

Artikel 11

Riumlicher Anwendungsbereich

Dieses Abkommen gilt einerseits fiir das Gebiet, in dem der Vertrag tiber die Europdische Union und der Vertrag tiber die
Arbeitsweise der Europiischen Union angewendet werden, sowie unter den in diesen Vertrigen festgelegten Bedingungen
und andererseits fiir das Hoheitsgebiet der Ukraine in ihren international anerkannten Grenzen.

Seine Anwendung ist in den Gebieten ausgesetzt, in denen die Regierung der Ukraine keine wirksame Kontrolle ausiibt.

Artikel 12
Kiindigung

(1)  Jede Vertragspartei kann der anderen Vertragspartei iiber diplomatische Kanile jederzeit schriftlich ihre
Entscheidung mitteilen, dieses Abkommen zu kiindigen. Das Abkommen ist zwei Wochen nach der Mitteilung beendet, es
sei denn, die mitteilende Partei gibt einen spiteren Zeitpunkt an, zu dem die Mitteilung wirksam werden soll. Im letzteren
Fall darf das Datum nicht mehr als zwei Monate nach dem Tag der Mitteilung liegen.

(2)  Guterkraftverkehrsunternehmer, deren Fahrzeug sich bei Ablauf dieses Abkommens im Gebiet der anderen
Vertragspartei befindet, diirfen das Gebiet dieser Vertragspartei durchfahren, um in das Gebiet der Vertragspartei, in der sie
niedergelassen sind, zuriickzukehren.

(3)  Der Klarheit halber gilt, dass das Datum der Mitteilung nach Absatz 1 das Datum ist, an dem die Mitteilung der
anderen Vertragspartei zugestellt wird.

(4)  Mit dem Ablauf dieses Abkommens gemif§ Artikel 6 oder der Kiindigung dieses Abkommens gemdfl Absatz 1 des
vorliegenden Artikels werden die Bedingungen fiir den Zugang zum Markt fir Kraftverkehrsdienste zwischen den
Vertragsparteien nicht restriktiver als am Tag vor dem Inkrafttreten dieses Abkommens. Sofern kein spiteres Abkommen
zwischen den Vertragsparteien geschlossen wird, gelten daher die Marktzugangsrechte, die in den an diesem Tag zwischen
den Mitgliedstaaten der Europiischen Union und der Ukraine bestehenden bilateralen Abkommen festgelegt sind, ab dem
Tag des Ablaufs oder der Kiindigung dieses Abkommens erneut.

Artikel 13

Inkrafttreten und vorliufige Anwendung

(1)  Die Vertragsparteien ratifizieren oder genehmigen dieses Abkommen nach ihren eigenen Verfahren. Das Abkommen
tritt an dem Tag in Kraft, an dem die Parteien einander den Abschluss ihrer jeweiligen hierfiir notwendigen internen
rechtlichen Verfahren notifiziert haben.

(2)  Ungeachtet des Absatzes 1 wird dieses Abkommen ab dem Tag seiner Unterzeichnung vorldufig angewandt.

(3)  Fir die Zwecke der betreffenden Bestimmungen dieses Abkommens gilt jede in diesen Bestimmungen enthaltene
Bezugnahme auf das ,Datum des Inkrafttretens dieses Abkommens“ als Bezugnahme auf das ,Datum, ab dem dieses
Abkommen vorldufig angewendet wird“ gemdfl Absatz 1.

Ausgefertigt in zwei Urschriften in bulgarischer, ddnischer, deutscher, englischer, estnischer, finnischer, franzésischer,
griechischer, italienischer, irischer, kroatischer, lettischer, litauischer, maltesischer, niederldndischer, polnischer,
portugiesischer, ruminischer, schwedischer, slowakischer, slowenischer, spanischer, tschechischer, ungarischer und
ukrainischer Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaflen verbindlich ist.

ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichneten, hierzu gehorig befugten Bevollmichtigten dieses Abkommen
unterschrieben.



6.7.2022 Amtsblatt der Europidischen Union L 179/9

CbcraBeHO B JIMOH Ha JIBAieceT U [EeBETH FOHM J1BE XIS BafleceT 1 BTOpA TOfMHA.

Hecho en Lyon, el veintinueve de junio de dos mil veintidds.

V Lyonu dne dvacétého devatého Cervna dva tisice dvacet dva.

Udferdiget i Lyon, den niogtyvende juni to tusind og toogtyve.

Geschehen zu Lyon am neunundzwanzigsten Juni zweitausendzweiundzwanzig.

Kahe tuhande kahekiimne teise aasta juunikuu kahekiimne ttheksandal paeval Lyonis.
Eywve ot Avov, otig gikoot ewéa louviou Slo yihidades gikoot dvo.

Done at Lyon on the twenty-ninth day of June in the year two thousand and twenty two.
Fait a Lyon, le vingt-neuf juin deux mille vingt-deux.

Arna dhéanamh i Lyon, an naot 14 is fiche de Mheitheamh sa bhliain dhd mhile fiche a do.
Sastavljeno u Lyonu dvadeset i devetog lipnja godine dvije tisuée dvadeset i druge.

Fatto a Lione, addi ventinove giugno duemilaventidue.

Liona, divi tiikstosi divdesmit otra gada divdesmit devitaja junija.

Priimta du tiikstanciai dvides$imt antry mety birzelio dvidesimt devintg dieng Lione.

Kelt Lyonban, a kétezerhuszonkettedik év junius havanak huszonkilencedik napjan.
Maghmul fLyon, fid-disgha u ghoxrin jum ta’ Gunju fis-sena elfejn u tnejn u ghoxrin.
Gedaan te Lyon, negenentwintig juni tweeduizend tweeéntwintig.

Sporzadzono w Lyonie dnia dwudziestego dziewigtego czerwca roku dwa tysigce dwudziestego drugiego.
Feito em Lido, em vinte e nove de junho de dois mil e vinte e dois.

Intocmit la Lyon, la doudzeci si noud iunie doud mii doudzeci si doi.

V Lyone dvadsiateho deviateho jina dvetisicdvadsatdva

V Lyonu, devetindvajsetega junija dva tiso¢ dvaindvajset.

Tehty Lyonissa kahdentenakymmenentendyhdeksintend paivind kesdkuuta vuonna kaksituhattakaksikymmentakaksi.
Som skedde i Lyon den tjugonionde juni tjugohundratjugotva.

BuyHeHo B M.JTiOH BaILATh 1€B’SITOTO YepBHsI OBi TUCAYI OBAOLLITH IPYTOTO POKY.
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Ja ERPONEACKHA ChH3

Por la Union Europea

Za Evropskou unii

For Den Europeiske Union

Iiir die Curopiiische Union — % ‘
Euroopa Liidu nimel =
Mz v Evpromaisg “Evioan T
For the European Union

Pour I"Linion européenne

Thar ceann an Aontais Eorpaigh

Za Europsku uniju

Per I'Unione europea

Eiropas Savientbas vardi -

Europos Sgjungos vardu

Az Eurdpai Unid réseéril

Ghall-Unjoni Ewropea

Voor de Europese Unie

W imieniu Unil Europejskie]

Pela Unido Europeia

Pentru Uniunca Curopeani

Za Eurdpsku tniu

Za Evropsko unijo

Euroopan unionin puolesta

Fiir Europeiska unionen

3a Epponeiiceinii Cows

3a Vkpaiina

Por Ucrania

Za Ukrajinu

For Ukraine

Fiir dic Ukraine
Ukraina nimel

Mo oy Oukpavio
For Ukraine

Pour I'Ukraine
Thar ceann na hUcrdine
Za Ukrajinu

Per I"'Ucraina
Ukrainas virda
Ukrainos vardu
Ukrajna részéral
Ghall-Ukrajna
Voor Oekraine

W imieniu Ukrainy
Pela Ucrinia
Pentru Ueraina

Za Ukrajinu

Za Ukrajino
Ukrainan puclesta
Pa Ukrainas vignar
3a Ypainy
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VERORDNUNGEN

DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) 2022/1159 DER KOMMISSION
vom 11. Mirz 2022

zur Erginzung der Verordnung (EU) 2019/2033 des Europdischen Parlaments und des Rates im
Hinblick auf technische Regulierungsstandards fiir die Offenlegung der Anlagestrategie durch
Wertpapierfirmen

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) 2019/2033 des Européischen Parlaments und des Rates vom 27. November 2019 iiber
Aufsichtsanforderungen an Wertpapierfirmen und zur Anderung der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010, (EU)
Nr. 575/2013, (EU) Nr. 600/2014 und (EU) Nr. 806/2014 ('), insbesondere auf Artikel 52 Absatz 3,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)  Die Verordnung (EU) 2019/2033 schreibt vor, dass Wertpapierfirmen, die weder kleine, noch miteinander
verflochtene Wertpapierfirmen sind, Informationen iiber ihre Anlagestrategie offenlegen miissen, um ihren
Anlegern und den Marktteilnehmern im weiteren Sinne Transparenz dariiber zu verschaffen, welchen Einfluss sie
auf die Unternehmen haben, an denen sie direkt oder indirekt Aktien halten, die mit Stimmrechten verbunden sind,
und wie sie abstimmen. Die erforderliche Offenlegung umfasst Informationen iiber den Anteil der mit den direkt
oder indirekt von der Wertpapierfirma gehaltenen Aktien verbundenen Stimmrechte, Informationen iiber ihr
Wahlverhalten, eine Erlduterung der Abstimmungen und des Anteils der vorgelegten und angenommenen
Vorschlige, Informationen tiber den Riickgriff auf Stimmrechtsberater und Informationen iiber ihre Abstimmungs-
leitlinien.

(2)  Diese Verordnung zielt gemaf8 Artikel 52 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2019/2033 darauf ab, Meldebogen fiir die
erforderliche Offenlegung festzulegen, um dem Bedarf an kohdrenten und vergleichbaren o6ffentlichen
Informationen iiber die Geschiftspolitik von Wertpapierfirmen gerecht zu werden.

(3)  Die Bestimmungen dieser Verordnung sind angemessen und sollen sicherstellen, dass die von den Wertpapierfirmen
fir die Offenlegung der Anlagestrategie verwendeten Meldebogen und Tabellen hinreichend umfassende und
vergleichbare Informationen iiber ihr Wahlverhalten und dessen Einfluss auf die Unternehmen, in die investiert
wird, vermitteln.

(4)  Insbesondere wird mit dieser Verordnung ein Meldebogen fiir die quantitative Offenlegung des Stimmrechtsanteils
eingefiihrt, der mit Aktien verbunden ist, die von den Wertpapierfirmen direkt und indirekt von ihren Tochtergesell-
schaften oder assoziierten Unternehmen gemafd Artikel 2 Nummer 13 der Richtlinie 2013/34/EU des Européischen
Parlaments und des Rates (}) oder von anderen Unternehmen, mit denen die Wertpapierfirma im Einklang mit
Artikel 3 Absatz 1 Nummer 4 der Richtlinie (EU) 2019/2034 des Europiischen Parlaments und des Rates ()
verbunden ist, gehalten werden, einschlieflich der Aktien, die von den Wertpapierfirmen im Namen von Kunden

() ABLL 314 vom 5.12.2019,S.1.

() Richtlinie 2013/34/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 iiber den Jahresabschluss, den konsolidierten
Abschluss und damit verbundene Berichte von Unternehmen bestimmter Rechtsformen und zur Anderung der Richtlinie 2006/43/EG
des Europiischen Parlaments und des Rates und zur Authebung der Richtlinien 78/660/EWG und 83/349/EWG des Rates (ABL L 182
vom 29.6.2013, S. 19).

() Richtlinie (EU) 2019/2034 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 27. November 2019 iiber die Beaufsichtigung von
Wertpapierfirmen und zur Anderung der Richtlinien 2002/87/EG, 2009/65/EG, 2011/61/EU, 2013/36/EU, 2014/59/EU
und 2014/65/EU (ABL. L 314 vom 5.12.2019, S. 64).
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verwaltet werden, es sei denn, die Aktionire behalten die Stimmrechte aufgrund einer vertraglichen Vereinbarung,
die es der Wertpapierfirma untersagt, in deren Namen abzustimmen. In dieser Verordnung werden auch Tabellen
und Meldebdgen fiir die Beschreibung des Wahlverhaltens der Wertpapierfirma festgelegt sowie, nach Themen
gruppiert, des Anteils der Entschliefungen in Hauptversammlungen, denen die Firma zugestimmt oder die sie
abgelehnt hat, einschlieflich Informationen iiber die Abteilungen oder Funktionstriger, die an der Entscheidung
iiber die Abstimmungsposition beteiligt sind, iiber das Validierungsverfahren und wesentliche Anderungen des
Anteils der Entschliefungen, denen zugestimmt wurde. Dariiber hinaus enthilt sie qualitative Tabellen zur
Beschreibung des Riickgriffs auf Stimmrechtsberater und der Verbindungen zu diesen Beratern. Schlie€lich enthalt
sie Anweisungen zu den Informationen, die die Wertpapierfirmen iiber ihre Abstimmungsleitlinien offenlegen
miissen.

(5)  Diese Verordnung beruht auf dem Entwurf technischer Regulierungsstandards, der der Kommission von der
Europdischen Bankenaufsichtsbehorde (EBA) vorgelegt wurde.

(6)  Die EBA hat zu diesem Entwurf offentliche Konsultationen durchgefiihrt, die damit verbundenen potenziellen
Kosten- und Nutzeneffekte analysiert und die Stellungnahme der nach Artikel 37 der Verordnung (EU)
Nr. 1093/2010 des Europdischen Parlaments und des Rates (*) eingesetzten Interessengruppe Bankensektor
eingeholt —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
Offenlegungsgrundsiitze

Die gemif dieser Verordnung offenzulegenden Informationen unterliegen den folgenden Grundsitzen:

a) Offenlegungen unterliegen dem gleichen Niveau der internen Priffung, das fir die in den Abschliissen der
Wertpapierfirmen enthaltenen Geschiftsberichte gilt.

b) Offenlegungen sind klar. Sie werden in einer fiir die Nutzer der Informationen verstindlichen Form vorgelegt und tiber
ein zugingliches Medium mitgeteilt. Wichtige Meldungen werden hervorgehoben und sind leicht auffindbar. Komplexe
Themen werden in einer einfachen Sprache erldutert. Zusammengehorige Informationen werden zusammen vorgelegt.

c¢) Offenlegungen sind aussagekriftig und tiber Zeitrdume hinweg konsistent, damit Nutzer der Informationen diese tiber
die Offenlegungszeitrdume hinweg vergleichen kénnen.

d) Quantitativen Offenlegungen werden eine qualitative Erklirung und andere erginzende Informationen beigefiigt, die
unter Umstdnden erforderlich sind, damit die Nutzer dieser Informationen diese verstehen kénnen, wobei insbesondere
darauf hingewiesen wird, wenn eine bestimmte Offenlegung wesentliche Anderungen gegenitber den in den
vorhergehenden Offenlegungen enthaltenen Informationen aufweist.

Artikel 2

Allgemeine Vorschriften

(1)  Bei der Offenlegung von Informationen im Einklang mit dieser Verordnung stellen die Wertpapierfirmen sicher, dass
numerische Werte als Fakten tibermittelt werden. Quantitative Daten, die als ,prozentual® offengelegt werden, sind pro
Einheit mit einer Mindestprazision von zwei Dezimalstellen anzugeben.

(2)  Bei der Offenlegung von Informationen im Einklang mit dieser Verordnung stellen die Wertpapierfirmen sicher, dass
die Daten mit den folgenden Informationen versehen werden:

a) Offenlegungsstichtag und Bezugszeitraum;

(=5

) Name und Kennung der offenlegenden Wertpapierfirma (Rechtstriagerkennung (LEI), sofern verfiigbar),

(g)

) gegebenenfalls Rechnungslegungsstandard und

ol

) gegebenenfalls Konsolidierungskreis.

Verordnung (EU) Nr 1093/2010 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 zur Errichtung einer
Europiischen Aufsichtsbehorde (Europiische Bankenaufsichtsbehorde), zur Anderung des Beschlusses Nr. 716/2009/EG und zur
Aufhebung des Beschlusses 2009/78/EG der Kommission (ABL. L 331 vom 15.12.2010, S. 12).

=
-
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Artikel 3
Offenlegung der Stimmrechtsanteile

Die Wertpapierfirmen legen die in Artikel 52 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) 2019/2033 genannten
Informationen unter Verwendung des Meldebogens IF IP1 in Anhang I der vorliegenden Verordnung und nach Mafigabe
der Erlduterungen in Anhang II der vorliegenden Verordnung offen.

Artikel 4
Offenlegung des Wahlverhaltens
Die Wertpapierfirmen legen die in Artikel 52 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2019/2033 genannten
Informationen wie folgt offen:

a) die Informationen iiber das Wahlverhalten unter Verwendung der Tabelle IF IP2.01 und des Meldebogens IF IP2.02 in
Anhang 1 der vorliegenden Verordnung und nach Mafigabe der Erlduterungen in Anhang II der vorliegenden
Verordnung;

b) die Informationen tiber die Erlduterung der Abstimmungen unter Verwendung der Tabelle IF 1P2.03 und des
Meldebogens IF IP2.04 in Anhang I dieser Verordnung und nach Mafigabe der Erlduterungen in Anhang II der
vorliegenden Verordnung;

¢) die Informationen iiber den Anteil der Vorschldge, denen die Wertpapierfirma zugestimmt hat, unter Verwendung des
Meldebogens IF IP2.05 in Anhang I der vorliegenden Verordnung und nach Mafigabe der Erlduterungen in Anhang II
der vorliegenden Verordnung.

Artikel 5
Offenlegung der Erliuterung des Riickgriffs auf Stimmrechtsberater

Die Wertpapierfirmen legen die in den Artikeln 52 Absatz 1 Buchstabe ¢ der Verordnung (EU) 2019/2033 genannten
Informationen wie folgt offen:

a) die Informationen iiber die von der Wertpapierfirma eingesetzten Stimmrechtsberater unter Verwendung der Tabelle IF
IP3.01 in Anhang I dieser Verordnung und nach Maflgabe der Erlduterungen in Anhang II der vorliegenden Verordnung;

b) die Informationen tiber die Verbindungen zu Stimmrechtsberatern unter Verwendung der Tabelle IF IP3.02 in Anhang I
dieser Verordnung und nach Mafgabe der Erlduterungen in Anhang II der vorliegenden Verordnung.

Artikel 6

Offenlegung von Abstimmungsleitlinien

Die Wertpapierfirmen legen die in Artikel 52 Absatz 1 Buchstabe d der Verordnung (EU) 2019/2033 genannten
Informationen unter Verwendung des Meldebogens IF IP4 in Anhang I der vorliegenden Verordnung und nach Mafigabe
der Erlduterungen in Anhang II der vorliegenden Verordnung offen.

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 11. Mirz 2022
Fiir die Kommission

Die Prisidentin
Ursula VON DER LEYEN



ANHANG I

OFFENLEGUNG DER ANLAGESTRATEGIE DURCH WERTPAPIERFIRMEN

OFFENLEGUNG DURCH WERTPAPIERFIRMEN

sy | L Bezeichnung des Meldebogens Rechtlicher Bezug
mer gencode
ANLAGESTRATEGIE
1 IF IP1 STIMMRECHTSANTEIL Artikel 52 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) 2019/2033
2 IF IP2 WAHLVERHALTEN Artikel 52 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2019/2033
3 IFIP3 STIMMRECHTSBERATER Artikel 52 Absatz 1 Buchstabe ¢ der Verordnung (EU) 2019/2033
4 IF IP4 ABSTIMMUNGLEITLINIEN Artikel 52 Absatz 1 Buchstabe d der Verordnung (EU) 2019/2033
IF IP1 — MELDEBOGEN ZUM STIMMRECHTSANTEIL
Land Wirtschaftszweig Name des Unternehmens Kennung des Unternehmens i’;{)ﬂhg:;;:ig gri;fll::;ﬂg ;tﬁg%‘;%:ﬂilt esnze?\ll:‘s l::zer;
a b c d e

Bitte fiigen Sie bei Bedarf weitere Zeilen ein.

v1/641 1

[3d ]

uorun udydsiedoing Jop Ne[qsIUry

ceoTL9



IF IP2.03 — TABELLE ZUR ELAUTERUNG DER ABSTIMMUNGEN

Zeile

Position

Wert

Abteilungen oder Funktionstrager in der Wertpapierfirma, die an der Entscheidung iiber eine

Abstimmungsposition beteiligt sind

Beschreibung des Validierungsverfahrens fiir Neinstimmen

Anzahl der Vollzeitidquivalente, die fur die Analyse von Entschliefungen und die Priifung von

Abstimmungsunterlagen eingesetzt werden, ohne externe Ressourcen wie z. B. Stimmrechtsberater

Erlduterung jeder wesentlichen Anderung der Zustimmungsrate

Tabelle der offentlich zugdnglichen Dokumente zur Anlagestrategie, in denen die Ziele der Wertpapierfirma

beschrieben werden

Zertifizierung der Anlagestrategie des Unternehmens, falls zutreffend

IF IP2.04 — MELDEBOGEN ZUM WAHLVERHALTEN BEI ENTSCHLIESSUNGEN, NACH THEMEN

Zeile

Position

Zustimmung

Ablehnung

Enthaltung

Insgesamt

Im vergangenen Jahr zur Abstimmung gestellte EntschlieSungen, nach
Themen:

Struktur des Verwaltungsrats

Vergiitung der Fithrungskrifte

Wirtschaftspriifer

Umwelt, Soziales und Ethik

Vermogenstransaktionen

Externe Entschliefungen

R (IN (S |V [WIN

Sonstiges

ceoTL9

[3d ]
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IF IP2.05 — MELDEBOGEN ZUM ANTEIL DER VORSCHLAGE, DENEN ZUGESTIMMT WURDE

Zeile Position Wert
1 Prozentsatz der vom Verwaltungs- oder Leitungsorgan vorgelegten Entschliefungen, denen die Wertpapierfirma
zustimmt
2 Prozentsatz der von den Aktiondren vorgeschlagenen EntschlieSungen, denen die Wertpapierfirma zustimmt

IF IP3 — STIMMRECHTSBERATER

IFIP3.01 — TABELLE ZUR LISTE DER STIMMRECHTSBERATER

N K i i htsbe- q q q q
. ame o ennung . i i St s Themen der EntschlieBungen, zu denen der Stimmrechtsberater im vergangenen Jahr Stimmempfehlungen
Stimmrechts- Stimmrechts- Vertrags-art rater verbundene
> abgegeben hat
beraters beraters Investitionen
b c d e

Bitte fiigen Sie bei Bedarf weitere Zeilen ein.

91/6/1 1

[3d ]

uorun udydsiedoing Jop Ne[qsIUry

ceoTL9



IF IP3.02 — TABELLE ZU DEN VERBINDUNGEN ZU STIMMRECHTSBERATERN

Einschli-gige
Unterneh-men,
e . Kennung i “ e b Verbindungsart Strategie in Bezug auf Interessenkonflikte mit dem Stimmrechtsberater, falls zutreffend
beraters Stimmrechts-beraters | Stimm-rechts-
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ANHANG II

ANWEISUNGEN ZUR OFFENLEGUNG DER ANLAGESTRATEGIE DURCH WERTPAPIERFIRMEN

1.1. TEIL I: ALLGEMEINE ERLAUTERUNGEN

1.1 Aufbau

Dieser Anhang enthilt Anweisungen fiir die in Anhang I enthaltenen Meldebdgen und Tabellen fiir die Offenlegung in
Bezug auf:

— Stimmrechtsanteile;
— Wabhlverhalten;
— Stimmrechtsberater;

— Abstimmungsleitlinien.

1.2 Aufsichtliche Konsolidierung

Der Konsolidierungskreis einer Wertpapierfirmengruppe wird im Entwurf der technischen Regulierungsstandards zur
aufsichtlichen Konsolidierung gemaf Artikel 7 Absatz 5 der Verordnung (EU) 2019/2033 niher beschrieben (').
Wertpapierfirmengruppen wenden diesen aufsichtlichen Anwendungsbereich an, um die Anforderungen an die
Offenlegung zu erfiillen, und nicht den der bilanzrechtlichen Konsolidierung.

1.2. TEIL Il: ANWEISUNGEN ZU MELDEBOGEN UND TABELLEN

Zur Erfillung der Anforderung hinsichtlich der Offenlegung der Anlagestrategie sind sowohl Meldebogen als auch
Tabellen zu verwenden. Meldebogen enthalten quantitative Informationen, wihrend Tabellen qualitative
Informationen enthalten.

1 IFIP1 — STIMMRECHTSANTEIL

1.1. Allgemeine Bemerkungen

Gemifl Artikel 52 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) 2019/2033 ist der Anteil der mit den direkt oder
indirekt gehaltenen Aktien verbundenen Stimmrechte offenzulegen, aufgeschliisselt nach Mitgliedstaaten und
Sektoren, wobei nur die nach Artikel 52 Absatz 2 relevanten Unternehmen beriicksichtigt werden. Im
entsprechenden Meldebogen wird jedes Unternehmen mit einem entsprechenden Land und einem Wirtschaftszweig
aus der im Meldebogen enthaltenen Dropdown-Liste verkniipft, wenn der Anteil der Stimmrechte, die die
Wertpapierfirma direkt oder indirekt halt, die Schwelle von 5 % aller mit den von dem Unternehmen begebenen
Aktien verbundenen Stimmrechte iiberschreitet.

Die Wertpapierfirmen geben den Stimmrechtsanteil an den indirekt von ihren Tochtergesellschaften oder anderen
Unternehmen gehaltenen Aktien an, wenn die Wertpapierfirmen einen maflgeblichen Einfluss auf die Tochtergesell-
schaften oder andere Unternehmen ausiiben oder enge Verbindungen zu ihnen bestehen.

1.2. Erlduterungen zu bestimmten Positionen

Spalte Rechtsgrundlagen und Erlduterungen
a Land

Artikel 52 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) 2019/2033.
Der Stimmrechtsanteil wird nach Mitgliedstaat auf der Grundlage des Sitzlands des Unternehmens, in das
investiert wird, aufgeschliisselt.

b Wirtschaftszweig

Artikel 52 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) 2019/2033.
Der Stimmrechtsanteil wird nach Wirtschaftszweigen aufgeschliisselt. Es ist die Liste der

() https://www.eba.europa.eu/sites/default/documents/files/document_library/Publications/Draft%20Technical%20Standards/2020/RTS/
961461 Final%20draft%20RTS%200n%20prudential%20requirements%20for%20Investment%20Firms%20%28EBA-RTS-2020-11%
29.pdf


https://www.eba.europa.eu/sites/default/documents/files/document_library/Publications/Draft%20Technical%20Standards/2020/RTS/961461/Final%20draft%20RTS%20on%20prudential%20requirements%20for%20Investment%20Firms%20%28EBA-RTS-2020-11%29.pdf
https://www.eba.europa.eu/sites/default/documents/files/document_library/Publications/Draft%20Technical%20Standards/2020/RTS/961461/Final%20draft%20RTS%20on%20prudential%20requirements%20for%20Investment%20Firms%20%28EBA-RTS-2020-11%29.pdf
https://www.eba.europa.eu/sites/default/documents/files/document_library/Publications/Draft%20Technical%20Standards/2020/RTS/961461/Final%20draft%20RTS%20on%20prudential%20requirements%20for%20Investment%20Firms%20%28EBA-RTS-2020-11%29.pdf
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Wirtschaftszweige zu verwenden, die Bestandteil der europiischen Klassifizierung fiir Fihigkeiten/
Kompetenzen, Qualifikationen und Berufe (ESCO) ist und 27 Wirtschaftszweige umfasst. Diese
Wirtschaftszweige werden den NACE-Codes zugeordnet, wie in der Tabelle (2) auf der Website der
Europdischen Kommission dargestellt.

c Name des Unternehmens

Name des Unternehmens, an dem Aktien gehalten werden.

d Kennung des Unternehmens

Kennung des Unternehmens, an dem Aktien gehalten werden; Rechtstragerkennung (LEI). Die
Wertpapierfirmen miissen den LEI-Code, soweit verfiigbar, in diesem Feld angeben.

e Anteil der mit direkt oder indirekt gehaltenen Aktien verbundenen Stimmrechte gemif3
Artikel 52 Absatz 2

Artikel 52 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2019/2033.
Prozentsatz von 5 % (nicht beriicksichtigt) bis 100 %.

Relevante Unternehmen im Sinne dieses Meldebogens sind solche, deren Aktien zum Handel auf einem
geregelten Markt zugelassen sind. Es werden nur Aktien beriicksichtigt, die mit einem Stimmrecht
verbunden sind. Die Offenlegung ist erforderlich, wenn der Stimmrechtsanteil, den die Wertpapierfirma
direkt oder indirekt hilt, die Schwelle von 5 % aller mit den von dem Unternehmen ausgegebenen Aktien
verbundenen Stimmrechte tibersteigt. Die Stimmrechte werden ausgehend von der Gesamtzahl der mit
Stimmrechten verbundenen Aktien berechnet, auch wenn die Ausiibung dieser Stimmrechte ausgesetzt
ist. Die Aktien, die Gegenstand dieser Offenlegung sind, konnen direkt oder indirekt gehalten werden.
Direkt gehaltene Aktien sind Aktien, die die Wertpapierfirma auf eigene Rechnung halt und die Teil ihrer
Eigenmittel sind. Indirekt gehaltene Aktien sind Aktien, die von einer Tochtergesellschaft der
Wertpapierfirma oder von einem anderen Unternehmen gehalten werden, auf das die Wertpapierfirma
entweder aufgrund einer formlichen Vereinbarung oder einer anderen Geschiftsbeziehung einen
mafgeblichen Einfluss ausiibt. Dazu gehoren ferner Aktien, die von der Wertpapierfirma im Namen von
Kunden verwaltet werden, es sei denn, die Aktionére behalten weiterhin ihre Stimmrechte aufgrund einer
vertraglichen Vereinbarung, die es der Wertpapierfirma untersagt, in deren Namen abzustimmen.

2 IFIP2 — WAHLVERHALTEN

2.1. Allgemeine Bemerkungen
Artikel 52 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2019/2033 sieht die Offenlegung von drei Elementen vor:

a) eine vollstindige Beschreibung des Wahlverhaltens in den Hauptversammlungen von Unternehmen, deren Aktien
gemils Artikel 52 Absatz 2 gehalten werden;

b) eine Erlduterung der Abstimmungen;

¢) der Anteil der Vorschldge, denen die Wertpapierfirma zugestimmt hat.

2.2. Erlduterungen zu bestimmten Positionen

IF1P2.01 — TABELLE ZUR BESCHREIBUNG DES WAHLVERHALTENS

Zeile Rechtsgrundlagen und Erlduterungen

1 Zahl der relevanten Unternehmen im Rahmen der Offenlegung

Artikel 52 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2019/2033.

Positive Ganzzahl.

Zahl der relevanten Unternehmen, an denen Aktien gehalten werden (siehe Spalte d in IF IP1).

() Verordnung (EG) Nr. 1893/2006 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 20. Dezember 2006 zur Aufstellung der
statistischen Systematik der Wirtschaftszweige NACE Revision 2 und zur Anderung der Verordnung (EWG) Nr. 3037/90 des Rates
sowie einiger Verordnungen der EG iiber bestimmte Bereiche der Statistik (ABL L 393 vom 30.12.2006, S. 1).
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2 Zahl der Hauptversammlungen im Rahmen der Offenlegung im vergangenen Jahr
Artikel 52 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2019/2033.
Positive Ganzzahl.

Anzahl der Hauptversammlungen, die im vergangenen Jahr fur die unter die Offenlegung fallenden
Unternehmen abgehalten wurden.

3 Anzahl der Hauptversammlungen im Rahmen der Offenlegung, bei denen die Wertpapierfirma
im vergangenen Jahr abgestimmt hat

Artikel 52 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2019/2033.
Positive Ganzzahl, die kleiner oder gleich der Zahl in Zeile 2 ist.

Anzahl der Hauptversammlungen, die im vergangenen Jahr fiir die Unternehmen im Rahmen der
Offenlegung abgehalten wurden und bei denen die Wertpapierfirma abgestimmt hat. Dazu gehdren auch
Versammlungen, bei denen sich die Wertpapierfirma lediglich enthalten hat, sowie Versammlungen, bei
denen sie durch einen Bevollmichtigten abgestimmt hat.

4 Informiert die Wertpapierfirma das Unternehmen vor der Hauptversammlung iiber
Neinstimmen?

Ja“- oder ,Nein“-Frage.

Die Antwort lautet ,Ja“, wenn die Wertpapierfirma die Politik verfolgt, Unternehmen vor
Hauptversammlungen tiber Neinstimmen zu informieren, oder wenn sie dies im vergangenen Jahr in der
Mehrzahl der Fille getan hat.

5 Anteil der persénlichen Stimmabgaben durch die Firma
Prozentsatz.

Ohne Beriicksichtigung der Stimmabgaben durch Bevollmachtigte.

6 Anteil der schriftlichen oder elektronischen Stimmabgabe durch die Firma
Prozentsatz.

Einschlieflich der Stimmabgaben durch Bevollmichtigte.

7 Verfiigt die Wertpapierfirmengruppe auf konsolidierter Basis iiber eine Strategie in Bezug auf
Interessenkonflikte zwischen relevanten Unternehmen der Gruppe?

,Ja“- oder ,Nein“-Frage.
Wertpapierfirmengruppen miissen diese Zeile ausfiillen, einzelne Wertpapierfirmen nicht.

Relevante Unternehmen der Gruppe sind diejenigen, die in den aufsichtlichen Konsolidierungskreis nach
Verordnung (EU) 2019/2033 fallen.

8 Wenn ,,Ja“, Zusammenfassung dieser Strategie
Freitext.

Lautet die Antwort in Zeile 7 ,Ja“, so muss die Firma eine kurze Zusammenfassung ihrer Strategie zur
Vermeidung von Interessenkonflikten zwischen den relevanten Unternehmen der Gruppe beifiigen.

IF1P2.02 — MELDEBOGEN ZUM WAHLVERHALTEN

Zeile Rechtsgrundlagen und Erlduterungen
1 Entschlieffungen der Hauptversammlung:
Titelzeile.
2 denen die Firma zugestimmt hat
Anzahl und Prozentsatz der Entschliefungen der Hauptversammlung im Rahmen der Offenlegung, denen
die Wertpapierfirma im vergangenen Jahr zugestimmt hat.
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3 die die Firma abgelehnt hat

Anzahl und Prozentsatz der EntschlieBungen der Hauptversammlung im Rahmen der Offenlegung, die
die Wertpapierfirma im vergangenen Jahr abgelehnt hat.

4 bei denen sich die Firma enthalten hat

Anzahl und Prozentsatz der EntschlieSungen der Hauptversammlung im Rahmen der Offenlegung, bei
denen sich die Wertpapierfirma im vergangenen Jahr enthalten hat.

5 Hauptversammlungen, bei denen sich die Firma gegen mindestens eine Entschlieffung
ausgesprochen hat

Anzahl und Prozentsatz der Hauptversammlungen im Rahmen der Offenlegung, bei denen die
Wertpapierfirma im vergangenen Jahr mindestens eine EntschlieSung abgelehnt hat.

IF IP2.03 — TABELLE ZUR ERLAUTERUNG DER ABSTIMMUNGEN

Zeile Rechtsgrundlagen und Erlduterungen

1 Abteilungen oder Funktionstriger in der Wertpapierfirma, die an der Entscheidung iiber eine
Abstimmungsposition beteiligt sind

Freitext.

Liste der Abteilungen oder Funktionstriger, die an der Entscheidung iiber eine Abstimmungsposition
beteiligt sind.

2 Beschreibung des Validierungsverfahrens fiir Neinstimmen
Freitext.

Beschreibung des Validierungsverfahrens fiir Neinstimmen in den betreffenden Hauptversammlungen,
falls zutreffend.

3 Anzahl der Vollzeitiquivalente, die fiir die Analyse von EntschlieBungen und die Priifung von
Abstimmungsunterlagen eingesetzt werden, ohne externe Ressourcen wie Stimmrechtsberater

Positive Anzahl.

Anzahl der Vollzeitiquivalente in den Abteilungen oder bei den Funktionstrigern, die fiir die Analyse von
EntschlieBungen und die Priifung von Abstimmungsprotokollen eingesetzt werden. Darunter fallen
lediglich interne Ressourcen der Wertpapierfirma.

4 Erlduterung jeder wesentlichen Anderung der Zustimmungsrate
Freitext.

Eine kurze Erlduterung ist beizufiigen, wenn sich die Zustimmungsrate im Vergleich zur letzten
Offenlegung wesentlich erhoht oder verringert hat, z. B. infolge einer Anderung der Ausrichtung, der
Strategie oder der Aussichten der Wertpapierfirma als Aktionar.

5 Liste der 6ffentlich zuginglichen Dokumente zur Anlagestrategie, in denen die Ziele der
Wertpapierfirma beschrieben werden

Freitext.

Liste von Dokumenten, vorzugsweise als Hypertext-Links, in denen die Ziele der Wertpapierfirma in ihrer
Eigenschaft als Aktionar beschrieben werden.

6 Zertifizierung der Anlagestrategie des Unternehmens, falls zutreffend
Freitext.

Falls die Wertpapierfirma eine Zertifizierung fiir ihre Anlagestrategie erhalten hat, Bezeichnung und
Datum der Erteilung dieser Zertifizierung. Es kann mehrere solcher Zertifizierungen geben.
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IF IP2.04 — MELDEBOGEN ZUM WAHLVERHALTEN BEI ENTSCHLIESSUNGEN, NACH THEMEN

Zeile Rechtsgrundlagen und Erlduterungen

1 Im vergangenen Jahr zur Abstimmung gestellte Entschliefungen, nach Themen
Positive Ganzzahlen.

Anzahl der Entschliefungen, iiber die die Firma oder ihre Bevollméchtigten im vergangenen Jahr auf den
Hauptversammlungen abgestimmt haben, im Rahmen der Offenlegung. Die Gesamtzahl ist nach
Zustimmungsstatus aufgeschliisselt: Zustimmung, Ablehnung, Enthaltung.

2 Struktur des Verwaltungsrats
Positive Ganzzahlen.

Anzahl der Entschliefungen iiber die Struktur des Verwaltungsrats, aufgeschliisselt nach
Zustimmungsstatus.

3 Vergiitung der Fithrungskrifte
Positive Ganzzahlen.

Anzahl der EntschlieBungen iiber die Vergiitung von Fithrungskriften, aufgeschliisselt nach
Zustimmungsstatus.

4 Wirtschaftspriifer
Positive Ganzzahlen.

Anzahl der Entschliefungen tiber Wirtschaftspriifer (z. B. Bestellung, Vergiitung), aufgeschliisselt nach
Zustimmungsstatus.

5 Umwelt, Soziales und Ethik
Positive Ganzzahlen.

Anzahl der EntschlieSungen zu 6kologischen, sozialen und ethischen Fragen, aufgeschliisselt nach
Zustimmungsstatus.

6 Vermogenstransaktionen
Positive Ganzzahlen.

Anzahl der EntschlieRungen {iber Vermdgenstransaktionen (z. B. Fusionen, Ubernahmen), aufgeschliisselt
nach Zustimmungsstatus.

7 Externe EntschlieBungen
Positive Ganzzahlen.

Anzahl der EntschlieSungen zu externen Entschliefungsvorschlagen, aufgeschliisselt nach
Zustimmungsstatus. Diese externen Entschliefungen werden den tibrigen Aktioniren von einem
Aktiondr vorgeschlagen, in der Regel, um sie davon zu tiberzeugen, gegen einen Vorschlag des
Verwaltungsrats zu stimmen.

8 Sonstiges
Positive Ganzzahlen.

Anzahl der EntschlieBungen zu anderen als den oben genannten Themen, aufgeschliisselt nach
Zustimmungsstatus.

IF IP2.05 — MELDEBOGEN ZUM ANTEIL DER VORSCHLAGE, DENEN ZUGESTIMMT WURDE

Zeile Rechtsgrundlagen und Erlduterungen

1 Prozentsatz der vom Verwaltungs- oder Leitungsorgan vorgelegten Entschliefungen, denen die
Firma zugestimmt hat

Artikel 52 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2019/2033.

Prozentsatz.
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2 Prozentsatz der von den Aktioniren vorgeschlagenen Entschliefungen, denen die Firma
zugestimmt hat

Artikel 52 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EU) 2019/2033.

Prozentsatz.

3 IFIP3 — STIMMRECHTSBERATER

3.1. Allgemeine Bemerkungen

Artikel 52 Absatz 1 Buchstabe ¢ der Verordnung (EU) 2019/2033 schreibt die Offenlegung einer Erlduterung tiber den
Riickgrift auf Stimmrechtsberater vor. Dieser Meldebogen enthilt Informationen zu Stimmrechtsberatern im Sinne
von Artikel 2 Buchstabe g der Richtlinie 2007/36/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 11. Juli 2007
iber die Ausibung bestimmter Rechte von Aktiondren in borsennotierten Gesellschaften. () Diese
Stimmrechtsberater konnen Recherchen, Beratung oder Abstimmungsempfehlungen bieten oder lediglich nach
Anweisung abstimmen.

3.2. Erliuterungen zu bestimmten Positionen

IFIP3.01 — TABELLE ZUR LISTE DER STIMMRECHTSBERATER

Spalte Rechtsgrundlagen und Erlduterungen

a Name des Stimmrechtsberaters

Stimmrechtsberater im Sinne von Artikel 2 Buchstabe g der Richtlinie 2007/36/EG des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 11. Juli 2007 iiber die Ausiibung bestimmter Rechte von Aktioniren in
borsennotierten Gesellschaften.

Freitext.

b Kennung des Stimmrechtsberaters

Kennung des Stimmrechtsberaters, ggf. LEL

c Vertragsart

In diesem Feld gibt es nur zwei Moglichkeiten: Stimmrechtsberater, die Abstimmungsempfehlungen
abgeben, und Stimmrechtsberater, die dies nicht tun. Im letzteren Fall fithren die Stimmrechtsberater
lediglich die Stimmabgabe im Namen einer Wertpapierfirma durch.

d Mit dem Stimmrechtsberater verbundene Investitionen
Freitext.

Eine Liste der Unternehmen/Investitionen, die mit den Dienstleistungen der einzelnen Stimmrechtsberater
verbunden sind.

e Themen der Entschliefungen, zu denen der Stimmrechtsberater im vergangenen Jahr
Stimmempfehlungen abgegeben hat

Freitext, vorzugsweise unter Verwendung der in IF IP2.04 angegebenen Kategorien: Struktur des
Verwaltungsrats, Vergiitung der Fithrungskrifte, Rechnungspriifer, Umwelt/Soziales/Ethik,
Vermogenstransaktionen, externe EntschlieSungen oder andere festzulegende Themen.

IF IP3.02 — TABELLE ZU DEN VERBINDUNGEN ZU STIMMRECHTSBERATERN

Spalte Rechtsgrundlagen und Erlduterungen

a Name des Stimmrechtsberaters

Freitext.

() Richtlinie 2007/36/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 11. Juli 2007 iiber die Ausiibung bestimmter Rechte von
Aktiondren in borsennotierten Gesellschaften (ABL L 184 vom 14.7.2007, S. 17).
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b Kennung des Stimmrechtsberaters

Kennung des Stimmrechtsberaters, vorzugsweise LEL

c Relevante Unternehmen, zu denen der Stimmrechtsberater Verbindungen unterhilt

Relevante Unternehmen, zu denen Stimmrechtsberater Verbindungen unterhalten, mit einer
Beschreibung dieser Verbindungen. Als relevante Unternehmen gelten borsennotierte Unternehmen,
Wertpapierfirmen und Kreditinstitute.

d Verbindungsart

Méogliche Verbindungen wie in IAS 24.9 angegeben. Sollten mehrere Kriterien zutreffen, ist das wichtigste

Kriterium auszuwiahlen und im Begleittext anzugeben:

— dieselbe Gruppe;

— assoziiertes Unternehmen oder Gemeinschaftsunternehmen des anderen Unternehmens;

— assoziiertes Unternehmen oder Gemeinschaftsunternehmen eines dritten Unternehmens;

— eine verbundene Person beherrscht das Unternehmen oder ist an dessen gemeinschaftlicher Fithrung
beteiligt;

— eine verbundene Person hat mafgeblichen Einfluss;

— Mitglieder des Managements in Schliisselpositionen.

e Strategie in Bezug auf Interessenkonflikte mit dem Stimmrechtsberater, falls zutreffend
Freitext.

Kurze Beschreibung der von der Wertpapierfirma verfolgten Strategie zur Vermeidung von
Interessenkonflikten, die sich aus Verbindungen zwischen Stimmrechtsberatern und Unternehmen oder
Gruppen ergeben konnen, an denen Wertpapierfirmen Anteile halten (falls zutreffend).

4. IFIP4 — ABSTIMMUNGSLEITLINIEN

4.1. Allgemeine Bemerkungen

Gemifl Artikel 52 Absatz 1 Buchstabe d der Verordnung (EU) 2019/2033 miissen die Abstimmungsleitlinien in
Bezug auf die Unternehmen, deren Aktien nach Absatz 2 gehalten werden, offengelegt werden. Die zugehorige
Tabelle wird verwendet, um alle Abstimmungsleitlinien in dem betreffenden Bereich offenzulegen, nicht nur die
Abstimmungsleitlinien fiir die Stimmabgabe durch Bevollmichtigte. Die Abstimmungsleitlinien konnen sehr
umfangreich sein und konnen im Einzelfall fiir bestimmte Tagesordnungspunkte einer Hauptversammlung
beschlossen werden. Die Leitlinien konnen je nach geografischem Gebiet, Wirtschaftszweig oder Thema der
Entschliefungen variieren.

4.2. Erlduterungen zu bestimmten Positionen

Spalte Rechtsgrundlagen und Erlduterungen

a Abstimmungsleitlinien fiir Unternehmen, deren Aktien gemifl Artikel 52 Absatz 2 gehalten
werden

Artikel 52 Absatz 1 Buchstabe d und Artikel 52 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2019/2033.
Freitext.

Kurze allgemeine Zusammenfassung und, falls vorhanden, Links zu nicht vertraulichen Dokumenten,
vorzugsweise in Form von Hypertext-Links.
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2022/1160 DER KOMMISSION
vom 5. Juli 2022

zur Anderung der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2017/2470 im Hinblick auf die Bedingungen fiir
die Verwendung und die Spezifikationen des neuartigen Lebensmittels Nicotinamid-Ribosidchlorid

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) 2015/2283 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2015 iiber
neuartige Lebensmittel, zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 1169/2011 des Europaischen Parlaments und des Rates
und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 258/97 des Europdischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (EG)
Nr. 1852/2001 der Kommission ('), insbesondere auf Artikel 12,

in Erwédgung nachstehender Griinde:

(1)  Gemif der Verordnung (EU) 2015/2283 diirfen in der Union nur zugelassene und in die Unionsliste der neuartigen
Lebensmittel aufgenommene neuartige Lebensmittel in Verkehr gebracht werden.

(2)  Gemif Artikel 8 der Verordnung (EU) 2015/2283 wurde mit der Durchfithrungsverordnung (EU) 2017/2470 der
Kommission (%) eine Unionsliste der neuartigen Lebensmittel erstellt.

(3)  Die im Anhang der Durchfithrungsverordnung (EU) 2017/2470 aufgefithrte Unionsliste enthalt Nicotinamid-
Ribosidchlorid als zugelassenes neuartiges Lebensmittel.

(4)  Mit der Durchfihrungsverordnung (EU) 2020/16 der Kommission (*) wurde das Inverkehrbringen von Nicotinamid-
Ribosidchlorid auf dem Unionsmarkt als neuartiges Lebensmittel zur Verwendung in Nahrungsergdnzungsmitteln
im Sinne der Richtlinie 2002/46/EG des Européischen Parlaments und des Rates (%) fiir die erwachsene Bevolkerung
genehmigt.

(5) Am 2. Mirz 2020 stellte das Unternehmen ChromaDex Inc. (im Folgenden ,Antragsteller”) gemafs Artikel 10
Absatz 1 der Verordnung (EU) 2015/2283 bei der Kommission einen Antrag auf Anderung der Verwendungsbe-
dingungen fur das neuartige Lebensmittel Nicotinamid-Ribosidchlorid. Der Antragsteller beantragte, die
Verwendung von Nicotinamid-Ribosidchlorid in Lebensmitteln fiir besondere medizinische Zwecke und
Tagesrationen fiir gewichtskontrollierende Erndhrung im Sinne der Definition in der Verordnung (EU) Nr. 609/2013
des Europdischen Parlaments und des Rates (°) auszuweiten, und zwar auf 500 mg pro Tag bzw. bei Mahlzeitersatz
auf 300 mg pro Tag, wobei alle diese Kategorien fiir die erwachsene Bevolkerung mit Ausnahme von Schwangeren
und Stillenden gelten.

(6)  Am 2. Midrz 2020 beantragte der Antragsteller bei der Kommission auch den Schutz geschiitzter Daten fur eine
Studie zur Stiitzung des Antrags, und zwar fiir eine Humanstudie zur Bewertung der Sicherheit und der
dosisabhingigen Wirkung der Supplementierung mit Nicotinamid-Ribosidchlorid ().

() ABLL327vom 11.12.2015,S. 1.

() Durchfithrungsverordnung (EU) 2017/2470 der Kommission vom 20. Dezember 2017 zur Erstellung der Unionsliste der neuartigen
Lebensmittel gemaf der Verordnung (EU) 2015/2283 des Europdischen Parlaments und des Rates iiber neuartige Lebensmittel (ABI.
L 351 vom 30.12.2017, S. 72).

() Durchfithrungsverordnung (EU) 2020/16 der Kommission vom 10. Januar 2020 zur Genehmigung des Inverkehrbringens von
Nicotinamid-Ribosidchlorid als neuartiges Lebensmittel geméaf der Verordnung (EU) 2015/2283 des Europdischen Parlaments und des
Rates sowie zur Anderung der Durchfithrungsverordnung (EU) 2017/2470 der Kommission (ABL. L 7 vom 13.1.2020, S. 6).

(*) Richtlinie 2002/46/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 10. Juni 2002 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der
Mitgliedstaaten {iber Nahrungserganzungsmittel (ABL L 183 vom 12.7.2002, S. 51).

() Verordnung (EU) Nr. 609/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 12. Juni 2013 iiber Lebensmittel fiir Sduglinge und
Kleinkinder, Lebensmittel fiir besondere medizinische Zwecke und Tagesrationen fiir gewichtskontrollierende Ernihrung und zur
Aufhebung der Richtlinie 92/52/EWG des Rates, der Richtlinien 96/8/EG, 1999/21/EG, 2006/125/EG und 2006/141/EG der
Kommission, der Richtlinie 2009/39/EG des Europiischen Parlaments und des Rates sowie der Verordnungen (EG) Nr. 41/2009 und
(EG) Nr. 953/2009 der Kommission (ABL. L 181 vom 29.6.2013, S. 35).

() Clinical Study Safety Report. Safety and Metabolic Effects of Nicotinamide Riboside in a Randomized, Double-blind, Crossover,
Placebo-controlled Trial of Men and Women > 55 Years of Age (Maki et al., 2020). Anhang 4 — Study Report Maki.
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(7)  Gemifd Artikel 10 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2015/2283 konsultierte die Kommission am 8. Juni 2020 die
Europdische Behorde fiir Lebensmittelsicherheit (im Folgenden ,Behorde”) und ersuchte sie um Abgabe eines
wissenschaftlichen Gutachtens auf der Grundlage einer Bewertung der vorgeschlagenen Ausweitung der
Verwendung des neuartigen Lebensmittels Nicotinamid-Ribosidchlorid.

(8)  Am 14. September 2021 nahm die Behorde ihr wissenschaftliches Gutachten zur , Ausweitung der Verwendung von
Nicotinamid-Ribosidchlorid als neuartiges Lebensmittel im Sinne der Verordnung (EU) 2015/2283 () gemif§
Artikel 11 der Verordnung (EU) 2015/2283 an.

(9)  In ihrem wissenschaftlichen Gutachten kam die Behorde zu dem Schluss, dass Nicotinamid-Ribosidchlorid bei
Verwendung in Dosierungen von 500 mg pro Tag in Lebensmitteln fiir besondere medizinische Zwecke und in
Tagesrationen fiir gewichtskontrollierende Erndhrung fiir die erwachsene Bevolkerung mit Ausnahme von
Schwangeren und Stillenden sicher ist. Somit ist es angezeigt, die Verwendungsbedingungen fiir Nicotinamid-
Ribosidchlorid zu 4ndern und die Verwendung von Nicotinamid-Ribosidchlorid in solchen Lebensmitteln
zuzulassen.

(10) Im selben Gutachten bewertete die Behorde die Sicherheit von Tagesrationen fiir die allgemeine Bevolkerung, und
nicht nur fir Erwachsene, da gemifs Artikel 5 Absatz 6 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2017/2469 der
Kommission (%) nicht ausgeschlossen werden kann, dass Mahlzeitersatz, der das neuartige Lebensmittel enthélt, auch
von anderen Bevolkerungsgruppen konsumiert wird. In ihrem Gutachten wies die Behorde ferner darauf hin, dass —
mit Ausnahme von Siuglingen — die Aufnahme von 300 mg Nicotinamid-Ribosidchlorid aus Mahlzeitersatz fiir die
erwachsene Bevolkerung mit Ausnahme von Schwangeren und Stillenden unterhalb der fiir Nicotinamid festgelegten
zuldssigen Hochstaufnahmemenge (°) verbleibe und daher als sicher zu betrachten sei. Angesichts der Tatsache, dass
gemdf der Bewertung durch die Behorde bei der Verwendung des neuartigen Lebensmittels in Mahlzeitersatz fiir alle
Bevolkerungsgruppen mit Ausnahme von Sduglingen die Aufnahme des neuartigen Lebensmittels weit unter der
zuldssigen Hochstaufnahmemenge verbleibt und dass es sich bei Mahlzeitersatz um eine Lebensmittelkategorie
handelt, die im Wesentlichen ausschlie€lich von Erwachsenen erworben und verwendet wird, ist die Kommission
jedoch der Auffassung, dass das neuartige Lebensmittel nur zur Verwendung in Mahlzeitersatz fir die erwachsene
Bevolkerung mit Ausnahme von Schwangeren und Stillenden mit einer Aufnahmemenge von 300 mg pro Tag
zugelassen werden darf, wie vom Antragsteller vorgeschlagen.

(11) Das wissenschaftliche Gutachten bietet folglich ausreichende Anhaltspunkte dafiir, dass Nicotinamid-Ribosidchlorid
bei Verwendung in Mengen von 500 mg pro Tag in Lebensmitteln fiir besondere medizinische Zwecke und in
Tagesrationen fiir gewichtskontrollierende Erndhrung fiir die erwachsene Bevolkerung mit Ausnahme von
Schwangeren und Stillenden die Bedingungen fiir das Inverkehrbringen gemifl Artikel 9 und Artikel 12 Absatz 1
der Verordnung (EU) 2015/2283 erfiillt. Uberdies bietet das wissenschaftliche Gutachten ausreichende
Anbhaltspunkte dafiir, dass Nicotinamid-Ribosidchlorid bei Verwendung in Mengen von 300 mg pro Tag in
Mahlzeitersatz fir die erwachsene Bevolkerung mit Ausnahme von Schwangeren und Stillenden die Bedingungen
fiir das Inverkehrbringen gemif Artikel 12 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2015/2283 erfiillt.

(12) Die Daten zur Sicherheit und die Bewertung von Nicotinamid-Ribosidchlorid zur Verwendung in Lebensmitteln fiir
besondere medizinische Zwecke, Tagesrationen fiir gewichtskontrollierende Ernahrung und Mahlzeitersatz betreffen
nur die erwachsene Bevolkerung mit Ausnahme von Schwangeren und Stillenden. Lebensmittel fiir besondere
medizinische Zwecke, Tagesrationen fur gewichtskontrollierende Erndhrung und Mahlzeitersatz mit Zusatz von
Nicotinamid-Ribosidchlorid sollten nur von Personen iiber 18 Jahren mit Ausnahme von Schwangeren und
Stillenden verzehrt werden, weshalb eine Kennzeichnungspflicht vorgesehen werden sollte, um die Verbraucher
angemessen dariiber zu informieren.

(13) In ihrem wissenschaftlichen Gutachten nahm die Behorde Hochstgehalte fiir Quecksilber, Kadmium und Blei in die
Spezifikationen des neuartigen Lebensmittels auf. Diese Werte gelten nur fiir Lebensmittel fiir besondere
medizinische Zwecke, Tagesrationen fiir gewichtskontrollierende Erndhrung und Mahlzeitersatz, da fur diese
Lebensmittel in der Verordnung (EG) Nr. 1881/2006 (*) der Kommission keine Hochstgehalte fiir Quecksilber,
Kadmium und Blei festgelegt wurden. Deswegen sollte die Spezifikation des neuartigen Lebensmittels entsprechend
gedndert werden, indem Hochstgehalte fir diese Schwermetalle festgelegt werden, die nur fur die neuen
Verwendungszwecke gelten. Da in derselben Verordnung kein Hochstgehalt fiir Arsen festgelegt wurde, gilt der in
dieser Verordnung festgelegte Hochstgehalt fiir alle zugelassenen Verwendungszwecke.

() EFSA Journal 2021, 19(11):6843.

() Durchfithrungsverordnung (EU) 2017/2469 der Kommission vom 20. Dezember 2017 zur Festlegung administrativer und
wissenschaftlicher Anforderungen an die Antrdge gemafl Artikel 10 der Verordnung (EU) 2015/2283 des Europdischen Parlaments
und des Rates iiber neuartige Lebensmittel (ABI. L 351 vom 30.12.2017, S. 64).

() EFSA (Europiische Behorde fiir Lebensmittelsicherheit), 2006. Opinion of the Scientific Committee on Food on the tolerable upper
intake level of nicotinic acid and nicotinamide (Niacin): expressed on 17 April 2002. In: SCF (Wissenschaftlicher Ausschuss
,Lebensmittel) und EFSA NDA-Panel (Wissenschaftliches Gremium fiir didtetische Produkte, und Allergien). Tolerable upper intake
levels for vitamins and minerals. EFSA, s.l. 121-134 S.

(") Verordnung (EG) Nr. 1881/2006 der Kommission vom 19. Dezember 2006 zur Festsetzung der Hochstgehalte fiir bestimmte
Kontaminanten in Lebensmitteln (ABl. L 364 vom 20.12.2006, S. 5).
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(14) In ihrem wissenschaftlichen Gutachten wies die Behorde darauf hin, dass die Humanstudie zur Bewertung der
Unbedenklichkeit und der dosisabhdngigen Wirkung der Supplementierung mit Nicotinamid-Ribosidchlorid (') fiir
die Bewertung und die Schlussfolgerung der Behorde nicht erforderlich war. Deshalb sollte die Studie nicht gemaf§
Artikel 27 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2015/2283 geschiitzt werden.

(15) Der Anhang der Durchfithrungsverordnung (EU) 20172470 sollte daher entsprechend geindert werden.

(16) Die in der vorliegenden Verordnung vorgesechenen Maffnahmen entsprechen der Stellungnahme des Stindigen
Ausschusses fiir Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
Der Anhang der Durchfithrungsverordnung (EU) 2017/2470 wird gemifS dem Anhang der vorliegenden Verordnung
gedndert.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 5. Juli 2022

Fiir die Kommission
Die Prdsidentin
Ursula VON DER LEYEN

(") Clinical Study Safety Report. Safety and Metabolic Effects of Nicotinamide Riboside in a Randomized, Double-blind, Crossover,
Placebo-controlled Trial of Men and Women > 55 Years of Age (Maki et al., 2020). Annex 4 — Study Report Maki.



ANHANG

Der Anhang der Durchfithrungsverordnung (EU) 2017/2470 wird wie folgt gedndert:

(1) InTabelle 1 (Zugelassene neuartige Lebensmittel) wird der Eintrag fiir ,Nicotinamid-Ribosidchlorid“ durch Folgendes ersetzt:

Zugelassenes Bedingungen, unter denen das neuartige Lebensmittel verwendet werden darf Jusiitzlich Jifisch sonstige
neuartiges o ] ] i usat hc € spe S}f .ef: Anforderun- Datenschutz
Lebensmittel Spezifizierte Lebensmittelkategorie Hochstgehalte Kennzeichnungsvorschriften gen
,Nicotinamid- Nahrungserginzungsmittel im Sinne | 300 mg/Tag fiir die erwachsene Die Bezeichnung des neuartigen Zugelassen am 20. Februar 2020. Diese
Ribosidchlorid | der Richtlinie 2002/46/EG Bevolkerung, ausgenommen Lebensmittels, die in der Aufnahme erfolgt auf der Grundlage

Schwangere und Stillende
230 mg/Tag fiir Schwangere und
Stillende

Kennzeichnung des jeweiligen
Lebensmittels anzugeben ist,
lautet ,Nicotinamid-
Ribosidchlorid®.

geschiitzter wissenschaftlicher Erkenntnisse
und wissenschaftlicher Daten, die dem
Datenschutz gemifd Artikel 26 der
Verordnung (EU) 2015/2283 unterliegen.

Antragsteller: ChromaDex Inc., 10900
Wilshire Boulevard Suite 600, Los Angeles,
CA 90024 USA. Solange der Datenschutz
gilt, darf das neuartige Lebensmittel nur von
ChromaDex Inc. in der Union in Verkehr
gebracht werden, es sei denn, ein spiterer
Antragsteller erhalt die Zulassung fiir das
neuartige Lebensmittel ohne Bezugnahme
auf die wissenschaftlichen Erkenntnisse
oder wissenschaftlichen Daten, die dem
Datenschutz gemif$ Artikel 26 der
Verordnung (EU) 2015/2283 unterliegen,
oder er hat die Zustimmung von
ChromaDex Inc.

Zeitpunkt, zu dem der Datenschutz
erlischt: 20. Februar 2025

Lebensmittel fiir besondere medizinische
Zwecke im Sinne der Verordnung (EU)
Nr. 609/2013 fiir die erwachsene
Bevolkerung, ausgenommen
Schwangere und Stillende

Entsprechend den besonderen
Erndhrungsbediirfnissen des
Personenkreises, fiir den die
Erzeugnisse bestimmt sind

Tagesrationen fiir
gewichtskontrollierende Erndhrung
im Sinne der Verordnung (EU)

Nr. 609/2013 fiir die erwachsene
Bevolkerung, ausgenommen
Schwangere und Stillende

500 mg/Tag

Mahlzeitersatz fiir die erwachsene
Bevolkerung, ausgenommen
Schwangere und Stillende

150 mg/Tag (maximal 2
Mabhlzeiten/Tag bis zu einer
Hochstmenge von 300 mg/Tag)

(1)

Die Bezeichnung des neuar-
tigen Lebensmittels, die in
der Kennzeichnung des je-
weiligen Lebensmittels anzu-
geben ist, lautet ,Nicotin-
amid-Ribosidchlorid*.

Die Kennzeichnung von Le-
bensmitteln, die das neuartige
Lebensmittel enthalten, enthalt
einen Hinweis darauf, dass diese
Lebensmittel nur von Personen
tiber 18 Jahre und ausgenom-
men Schwangere und Stillende
verzehrt werden sollte.

8T/6/41 1
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(2) InTabelle 2 (Spezifikationen) wird der Eintrag fiir ,Nicotinamid-Ribosidchlorid“ durch Folgendes ersetzt:

Zugelassenes neuartiges Lebensmittel

Spezifikation

,Nicotinamid-Ribosidchlorid

Beschreibung/Definition:

Bei dem neuartigen Lebensmittel handelt es sich um eine synthetische Form von Nicotinamidribosid. Das neuartige Lebensmittel enthalt
> 90 % Nicotinamid-Ribosidchlorid, itberwiegend in seiner f-Form; die tibrigen Bestandteile sind Losungsmittelreste,
Reaktionsnebenprodukte und Abbauprodukte.

Nicotinamid-Ribosidchlorid:

CAS-Nr.: 23111-00-4

EG-Nr.: 807-820-5

IUPAC-Bezeichnung: 1-[(2R,3R,4S,5R)-3,4-dihydroxy-5-(hydroxymethyl)oxolan-2-yl]pyridin-1-ium-3-carboxamide; chloride
Chemische Formel: C11H15N205Cl

Molmasse: 290,7 g/mol

Merkmale/Zusammensetzung:

Farbe: weif$ bis hellbraun

Form: Pulver

Identifikation: bestitigt durch NMR (Kernspinresonanz)
Nicotinamid-Ribosidchlorid: = 90 %

Wassergehalt: < 2 %

Losungsmittelreste:

Aceton: < 5000 mg/kg

Methanol: < 1 000 mg/kg
Acetonitril: < 50 mg/kg
Methyl-tert-butylether: < 500 mg/kg

Reaktionsnebenprodukte:
Methylacetat: < 1 000 mg/kg
Acetamid: < 27 mg/kg
Essigsdure: < 5 000 mg/kg

Schwermetalle:

Arsen: < 1 mg/kg
Quecksilber (*): < 0,1 mg/kg
Cadmium (*): < 1 mg/kg
Blei (*) < 0,5 mg/kg

Mikrobiologische Kriterien:

Gesamtkeimzahl: < 1 000 KBE/g(b)

Hefen und Schimmelpilze: < 100 KBE/g

Escherichia coli: in 10 g nicht nachweisbar

KBE: koloniebildende Einheiten

(*) nur fur Lebensmittel fiir besondere medizinische Zwecke, Tagesrationen fiir gewichtskontrollierende Erndhrung und Mahlzeitersatz*

ceoTL9
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2022/1161 DER KOMMISSION
vom 5. Juli 2022

zur Festsetzung der Hochstbetriige fiir 2022 fiir bestimmte Direktzahlungsregelungen gemifd der
Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 des Europiischen Parlaments und des Rates

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 des Européischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 mit
Vorschriften iiber Direktzahlungen an Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe im Rahmen von Stiitzungsregelungen der
Gemeinsamen Agrarpolitik und zur Authebung der Verordnung (EG) Nr. 637/2008 des Rates und der Verordnung (EG)
Nr. 73/2009 des Rates (), insbesondere auf Artikel 22 Absatz 1, Artikel 36 Absatz 4, Artikel 42 Absatz 2, Artikel 47
Absatz 3, Artikel 49 Absatz 2, Artikel 51 Absatz 4 und Artikel 53 Absatz 7,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)  Fir jeden Mitgliedstaat, der die Basispramienregelung gemaf Titel III Kapitel 1 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013
anwendet, setzt die Kommission die jihrliche nationale Obergrenze gemifl Artikel 22 Absatz 1 derselben
Verordnung fiir 2022 fest, indem sie von der in Anhang II derselben Verordnung angegebenen jahrlichen nationalen
Obergrenze die gemidfl den Artikeln 42, 47, 49, 51 und 53 derselben Verordnung festgesetzten Obergrenzen
abzieht. Gemafs Artikel 22 Absatz 2 der genannten Verordnung werden Aufstockungen, die die Mitgliedstaaten
nach der Regelung anwenden, beriicksichtigt.

(2)  Fir jeden Mitgliedstaat, der die Regelung fiir die einheitliche Flachenzahlung gemaf3 Titel Il Kapitel 1 der Verordnung
(EU) Nr. 1307/2013 anwendet, setzt die Kommission die jahrliche nationale Obergrenze gemafl Artikel 36 Absatz 4
derselben Verordnung fiir 2022 fest, indem sie von der in Anhang II derselben Verordnung angegebenen jahrlichen
nationalen Obergrenze die gemdf den Artikeln 42, 47, 49, 51 und 53 derselben Verordnung festgesetzten
Obergrenzen abzieht. Gemifl Artikel 36 Absatz 4 Unterabsatz 2 der genannten Verordnung werden bei der
Festsetzung der jdhrlichen nationalen Obergrenze fiir die Regelung fiir die einheitliche Flichenzahlung
Aufstockungen, die die Mitgliedstaaten nach dieser Regelung anwenden, von der Kommission beriicksichtigt.

(3)  Fir jeden Mitgliedstaat, der die Umverteilungspramie geméf Titel III Kapitel 2 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013
gewihrt, setzt die Kommission die jihrliche nationale Obergrenze gemdfl Artikel 42 Absatz 2 derselben
Verordnung fir 2022 auf der Grundlage des Prozentsatzes fest, den der betreffende Mitgliedstaat gemafS Artikel 42
Absatz 1 derselben Verordnung mitgeteilt hat.

(4)  In Bezug auf die Zahlung fur dem Klima- und Umweltschutz forderliche Landbewirtschaftungsmethoden gemifS
Titel III Kapitel 3 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 sind die jihrlichen nationalen Obergrenzen gemaifs
Artikel 47 Absatz 3 derselben Verordnung fiir 2022 im Einklang mit Artikel 47 Absatz 1 derselben Verordnung zu
berechnen und sie miissen 30 % der jihrlichen nationalen Obergrenze des betreffenden Mitgliedstaats gemaifs
Anhang I derselben Verordnung betragen.

(5)  Fur Mitgliedstaaten, die die Zahlung fiir Gebiete mit naturbedingten Benachteiligungen gemif Titel III Kapitel 4 der
Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 gewihren, setzt die Kommission die jéhrlichen nationalen Obergrenzen gemifs
Artikel 49 Absatz 2 derselben Verordnung fir 2022 auf der Grundlage des Prozentsatzes fest, den die
Mitgliedstaaten gemédfl Artikel 49 Absatz 1 derselben Verordnung mitgeteilt haben.

() ABLL 347 vom 20.12.2013, S. 608.
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(6)  In Bezug auf die Zahlung fiir Junglandwirte geméf Titel IIT Kapitel 5 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 setzt die
Kommission die jahrlichen nationalen Obergrenzen gemafs Artikel 51 Absatz 4 derselben Verordnung fiir 2022 auf
der Grundlage des Prozentsatzes fest, den die Mitgliedstaaten gemaf§ Artikel 51 Absatz 1 derselben Verordnung
mitgeteilt haben und der nicht hoher als 2 % der jahrlichen nationalen Obergrenze gemifs Anhang II derselben
Verordnung sein darf.

(7)  Falls der Gesamtbetrag der 2022 beantragten Zahlung fiir Junglandwirte in einem Mitgliedstaat die fiir den
betreffenden Mitgliedstaat festgesetzte Obergrenze gemafd Artikel 51 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013
tibersteigt, finanziert der Mitgliedstaat die Differenz im Einklang mit Artikel 51 Absatz 2 derselben Verordnung
unter Einhaltung des in Artikel 51 Absatz 1 derselben Verordnung festgesetzten Hochstbetrags. Aus Griinden der
Klarheit empfiehlt es sich, diesen Hochstbetrag fiir jeden Mitgliedstaat festzusetzen.

(8)  Fir jeden Mitgliedstaat, der 2022 die fakultative gekoppelte Stiitzung gemif$ Titel IV Kapitel 1 der Verordnung (EU)
Nr. 13072013 gewihrt, setzt die Kommission die jahrlichen nationalen Obergrenzen gemif Artikel 53 Absatz 7
derselben Verordnung fiir 2022 auf der Grundlage des Prozentsatzes fest, den der betreffende Mitgliedstaat gemafd
Artikel 54 Absatz 1 derselben Verordnung mitgeteilt hat.

(9)  Fiir das Jahr 2022 hat die Durchfiihrung der Direktzahlungsregelungen gemif$ der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013
am 1. Januar 2022 begonnen. Aus Griinden der Kohdrenz zwischen der Anwendbarkeit der vorgenannten
Verordnung fiir das Antragsjahr 2022 und der Anwendbarkeit der entsprechenden Hochstbetrige sollte die
vorliegende Verordnung ab demselben Datum gelten.

(10) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Mafinahmen entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses fiir
Direktzahlungen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1)  Die jdhrlichen nationalen Obergrenzen fiir 2022 fur die Basispramienregelung gemify Artikel 22 Absatz 1 der
Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 sind im Anhang der vorliegenden Verordnung unter Ziffer [ aufgelistet.

(2)  Die jahrlichen nationalen Obergrenzen fir 2022 fiir die Regelung fir die einheitliche Flichenzahlung gemif
Artikel 36 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 sind im Anhang der vorliegenden Verordnung unter Ziffer II
aufgelistet.

(3)  Die jdhrlichen nationalen Obergrenzen fir 2022 fiir die Umverteilungsprimie gemaf Artikel 42 Absatz 2 der
Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 sind im Anhang der vorliegenden Verordnung unter Ziffer III aufgelistet.

(4)  Die jahrlichen nationalen Obergrenzen fiir 2022 fiir die Zahlung fiir dem Klima- und Umweltschutz forderliche
Landbewirtschaftungsmethoden gemifl Artikel 47 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 sind im Anhang der
vorliegenden Verordnung unter Ziffer IV aufgelistet.

(5)  Die jahrlichen nationalen Obergrenzen fiir 2022 fiir die Zahlung fiir Gebiete mit naturbedingten Benachteiligungen
gemifS Artikel 49 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 sind im Anhang der vorliegenden Verordnung unter
Ziffer V aufgelistet.

(6)  Die jahrlichen nationalen Obergrenzen fiir 2022 fiir die Zahlung fir Junglandwirte gemafS Artikel 51 Absatz 4 der
Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 sind im Anhang der vorliegenden Verordnung unter Ziffer VI aufgelistet.

(7)  Die Hochstbetrige fir 2022 fiir die Zahlung fiir Junglandwirte gemdfl Artikel 51 Absatz 1 der Verordnung (EU)
Nr. 1307/2013 sind im Anhang der vorliegenden Verordnung unter Ziffer VII aufgelistet.
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(8)  Die jahrlichen nationalen Obergrenzen fiir 2022 fiir die fakultative gekoppelte Stiitzung gemaf§ Artikel 53 Absatz 7
der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 sind im Anhang der vorliegenden Verordnung unter Ziffer VIII aufgelistet.

Artikel 2
Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Sie gilt ab dem 1. Januar 2022

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 5. Juli 2022

Fiir die Kommission
Die Présidentin
Ursula VON DER LEYEN
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ANHANG

. Jihrliche nationale Obergrenzen fiir die Basisprimienregelung gemifd Artikel 22 Absatz 1 der Verordnung

(EU) Nr. 1307/2013

(in Tausend EUR)

Kalenderjahr 2022
Belgien 206 964
Dinemark 496 739
Deutschland 2819 741
Irland 814613
Griechenland 1068 315
Spanien 2789560
Frankreich 3025958
Kroatien 181 856
Italien 2074792
Luxemburg 22741
Malta 650
Niederlande 424101
Osterreich 458 384
Portugal 268021
Slowenien 72697
Finnland 259284
Schweden 391 651

II. Jahrliche nationale Obergrenzen fiir die einheitliche Flichenzahlung gemif Artikel 36 Absatz 4 der

Verordnung (EU) Nr. 1307/2013

(in Tausend EUR)

Kalenderjahr 2022
Bulgarien 381002
Tschechien 464763
Estland 127 424
Zypern 29 400
Lettland 175229
Litauen 224175
Ungarn 712920
Polen 1549794
Ruménien 947209
Slowakei 205513
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. Jihrliche nationale Obergrenzen fiir die Umverteilungsprimie gemifd Artikel 42 Absatz 2 der Verordnung
(EU) Nr. 1307/2013

(in Tausend EUR)

Kalenderjahr 2022
Belgien 45157
Bulgarien 55967
Deutschland 316 571
Frankreich 672 643
Kroatien 40323
Litauen 86777
Polen 281472
Portugal 78100
Rumanien 106 527
Slowakei 10 600

IV. Jihrliche nationale Obergrenzen fiir die Zahlung fiir dem Klima- und Umweltschutz forderliche Landbewirt-
schaftungsmethoden gemif Artikel 47 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013

(in Tausend EUR)

Kalenderjahr 2022
Belgien 141599
Bulgarien 239177
Tschechien 254 432
Dinemark 234909
Deutschland 1356732
Estland 58073
Irland 355885
Griechenland 538 858
Spanien 1439232
Frankreich 2017928
Kroatien 120968
Italien 1088 559
Zypern 14294
Lettland 95742
Litauen 173555
Luxemburg 10030
Ungarn 391715
Malta 1573
Niederlande 182933
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Osterreich 203275
Polen 1017 370
Portugal 205658
Rumanien 575 809
Slowenien 39 459
Slowakei 118 810
Finnland 155260
Schweden 205771

V.  Jihrliche nationale Obergrenzen fiir die Zahlung fiir Gebiete mit naturbedingten Benachteiligungen gemif§
Artikel 49 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013

(in Tausend EUR)

Kalenderjahr 2022
Dinemark 2857
Slowenien 2078

VL. Jihrliche nationale Obergrenzen fiir die Zahlung fiir Junglandwirte gemifl Artikel 51 Absatz 4 der

Verordnung (EU) Nr. 1307/2013

(in Tausend EUR)

Kalenderjahr 2022
Belgien 8909
Bulgarien 1521
Tschechien 1696
Dinemark 15661
Deutschland 45224
Estland 1258
Irland 23726
Griechenland 35924
Spanien 95949
Frankreich 67 264
Kroatien 8065
Italien 72571
Zypern 476
Lettland 2489
Litauen 7231
Luxemburg 501
Ungarn 5223
Malta 21
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Niederlande 12196
Osterreich 13552
Polen 33912
Portugal 13711
Ruminien 22766
Slowenien 1578
Slowakei 1706
Finnland 5175
Schweden 13718

VI. Hochstbetrige fiir die Zahlung fiir Junglandwirte gemifl Artikel 51 Absatz 1 der Verordnung (EU)
Nr. 1307/2013

(in Tausend EUR)

Kalenderjahr 2022
Belgien 9 440
Bulgarien 15945
Tschechien 16 962
Dinemark 15661
Deutschland 90 449
Estland 3872
Irland 23726
Griechenland 35924
Spanien 95949
Frankreich 134529
Kroatien 8065
Italien 72571
Zypern 953
Lettland 6383
Litauen 11570
Luxemburg 669
Ungarn 26114
Malta 105
Niederlande 12196
Osterreich 13552
Polen 67 825
Portugal 13711
Ruminien 38 387
Slowenien 2631
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Slowakei 7921
Finnland 10 351
Schweden 13718

VIIL. Jihrliche nationale Obergrenzen fiir die fakultative gekoppelte Stiitzung gemifd Artikel 53 Absatz 7 der

Verordnung (EU) Nr. 1307/2013

(in Tausend EUR)

Kalenderjahr 2022
Belgien 79279
Bulgarien 119 588
Tschechien 127 216
Dinemark 32863
Estland 6821
Irland 3000
Griechenland 178 243
Spanien 573 444
Frankreich 1008 964
Kroatien 60 484
Italien 468 806
Zypern 3812
Lettland 45680
Litauen 86777
Luxemburg 160
Ungarn 195857
Malta 3000
Niederlande 3350
Osterreich 14229
Polen 508 685
Portugal 134 434
Rumainien 276 893
Slowenien 17099
Slowakei 59 405
Finnland 101 436
Schweden 89168
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2022/1162 DER KOMMISSION
vom 5. Juli 2022

zur zollamtlichen Erfassung der Einfuhren von Elektrofahrridern mit Ursprung in der Volksrepublik

China nach der Wiederaufnahme der Untersuchungen zur Umsetzung der Urteile vom 27. April

2022 in den Rechtssachen T-242/19 und T-243/19 in Bezug auf die Durchfithrungsverordnung (EU)
2019/73 und die Durchfiihrungsverordnung (EU) 2019/72

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) 2016/1036 des Européischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2016 iiber den
Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur Europdischen Union gehérenden Landern (') (im Folgenden , Antidumping-
grundverordnung®), insbesondere auf Artikel 14,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) 2016/1037 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2016 iiber den
Schutz gegen subventionierte Einfuhren aus nicht zur Europdischen Union gehorenden Liandern () (im Folgenden
,2Antisubventionsgrundverordnung®), insbesondere auf Artikel 24,

in Erwdgung nachstehender Griinde:
1. VERFAHREN

1.1. Einfithrung der Manahmen

(1) Am 17.Juli 2018 erlieR die Europdische Kommission (im Folgenden ,Kommission®) die Durchfithrungsverordnung
(EU) 2018/1012 () zur Einfithrung eines vorldufigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren von Elektrofahrradern
mit Ursprung in der Volksrepublik China (im Folgenden ,vorliufige Verordnung®).

(2)  Am 17. Januar 2019 erlief die Kommission die Durchfihrungsverordnung (EU) 2019/73 () und die
Durchfithrungsverordnung (EU) 2019/72 () (im Folgenden ,strittige Verordnungen®).

1.2. Urteil des Gerichts der Europiischen Union

(3)  Giant Electric Vehicle Kunshan Co. Ltd (im Folgenden ,Giant“) erhob beim Gericht Nichtigkeitsklagen gegen die
RechtmiRigkeit der strittigen Verordnungen. Giant focht die Berichtigung seines Ausfuhrpreises fiir Verkdufe iiber
verbundene Handler mit Sitz in der Union an und bezog sich dabei sinngemif8 auf Artikel 2 Absatz 9 der
Antidumpinggrundverordnung hinsichtlich der Berechnung der Preisunterbietung. Giant brachte insbesondere vor,
die Berichtigung — der Abzug der VVG-Kosten des verbundenen Einfiihrers und eines fiktiven Gewinns — habe die
Handelsstufe seiner Ausfuhrverkdufe verdndert, was zu einem Vergleich seines Ausfuhrpreises auf der Ebene eines
Einfithrers mit den Unionspreisen auf der Ebene der Einzelhdndler gefithrt habe. Dieser berichtigte Ausfuhrpreis sei
fir die Zwecke der Berechnung der Preisunterbietung und der Zielpreisunterbietung mit den Verkaufspreisen, die
der Wirtschaftszweig der Union seinen ersten unabhidngigen Abnehmern iiber Verkdufe tiber verbundene Vertriebs-
unternechmen in der EU in Rechnung stellte, verglichen worden. Giant focht auch die Behandlung der Verkaufe des
Erstausriisters (,Original Equipment Manufacturer”, im Folgenden ,OEM") fiir die Zwecke der Berechnung der
Preisunterbietung an. Nach Ansicht von Giant hitten die Verkdufe der Unionshersteller von Hindlermarken an
Einzelhindler dergestalt angepasst werden miissen, dass sie vor dem Vergleich mit seinen OEM-Verkdufen auf die
Stufe eines Verkaufs an einen unabhingigen OEM-Kunden in der Union gebracht werden.

() ABLL 176 vom 30.6.2016, S. 21.

ABL. L 176 vom 30.6.2016, S. 55.

Durchfithrungsverordnung (EU) 2018/1012 der Kommission vom 17. Juli 2018 zur Einfithrung eines vorldufigen Antidumpingzolls

auf die Einfuhren von Elektrofahrradern mit Ursprung in der Volksrepublik China und zur Anderung der Durchfithrungsverordnung

(EU) 2018/671 (ABL L 181 vom 18.7.2018, S. 7).

() Durchfithrungsverordnung (EU) 2019/73 der Kommission vom 17. Januar 2019 zur Einfithrung eines endgiiltigen Antidumpingzolls
und zur endgiiltigen Vereinnahmung des vorliufigen Zolls auf die Einfuhren von Elektrofahrradern mit Ursprung in der Volksrepublik
China (ABL L 16 vom 18.1.2019, S. 108).

() Durchfithrungsverordnung (EU) 2019/72 der Kommission vom 17. Januar 2019 zur Einfithrung endgiiltiger Ausgleichszolle auf die
Einfuhren von Elektrofahrradern mit Ursprung in der Volksrepublik China (ABL L 16 vom 18.1.2019, S. 5).

S TS
==
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(4)  Am 27. April 2022 erlief} das Gericht seine Urteile in den Rechtssachen T-242/19 und T-243/19, mit denen sowohl
die Durchfiihrungsverordnung (EU) 2019/73 (Antidumping) als auch die Durchfiithrungsverordnung (EU) 2019/72
(Antisubvention) in Bezug auf Giant fiir nichtig erklirt wurden.

(5)  Das Gericht stellte fest, dass die Kommission nicht verpflichtet war, Preisunterbietungsspannen zu ermitteln, und
dass sie ihre Schadensanalyse und damit den ursichlichen Zusammenhang auf andere in Artikel 3 Absatz 3 der
Antidumpinggrundverordnung bzw. in Artikel 8 Absatz 2 der Antisubventionsgrundverordnung aufgefithrte
Preisphdnomene wie einen erheblichen Preisriickgang bei den Unionsverkdufen oder die Verhinderung von
Preiserhohungen in nennenswertem Umfang stiitzen durfte. Da sich die Kommission jedoch auf die Berechnung der
Preisunterbietung im Rahmen von Artikel 3 Absatz 3 bzw. Artikel 8 Absatz 2 gestiitzt hat, stellte das Gericht in
beiden Fillen fest, dass die Kommission bei der Berechnung der Preisunterbietungsspanne des Klagers bei den
Preisen der Unionshersteller bestimmte Elemente beriicksichtigt hat, die sie dennoch von den Preisen des Kligers
abgezogen hatte (oder bei denen keine OEM-Verkdufe vorlagen, da der unabhingige Kaufer die nachgelagerte
Vermarktung der betroffenen Ware (%) selbst durchfiihrte), und dass sie somit bei der Berechnung der Preisunterbie-
tungsspanne des Kligers keinen fairen Vergleich angestellt hatte. Das Gericht wies darauf hin, dass dieser festgestellte
methodische Fehler dazu gefiihrt habe, dass eine Preisunterbietung festgestellt worden sei, deren Bedeutung oder
Vorliegen nicht ordnungsgeméif$ nachgewiesen worden war.

(6) In Anbetracht der Bedeutung, die die Kommission dem Vorliegen einer Preisunterbietung als Indikator von
vorrangiger Bedeutung in ihrer Schadensanalyse beigemessen hatte, und der Tatsache, dass sie ein entscheidender
Faktor fiir die Schlussfolgerung zum ursichlichen Zusammenhang zwischen den gedumpten oder subventionierten
Einfuhren und dieser Schidigung war, stellte das Gericht fest, dass der Fehler bei der Berechnung der
Preisunterbietung ausreichte, um die von der Kommission vorgenommene Analyse der jeweiligen ursdchlichen
Zusammenhinge, dessen Vorliegen ein wesentliches Element fiir die Einfihrung von Malnahmen ist, zu entkriften.

(7)  Schlielich wies das Gericht darauf hin, dass unabhéngig von der analogen Anwendung von Artikel 2 Absatz 9 der
Antidumpinggrundverordnung bei der Beurteilung des Vorliegens einer Schidigung im Sinne des Artikels 3 jener
Verordnung bzw. Artikel 8 der Antisubventionsgrundverordnung durch die Unbilligkeit des im Rahmen des
zweiten Teils dieses Klagegrundes festgestellten Vergleichs auf jeden Fall die Priiffung der Kommission nach diesen
Bestimmungen fehlerhaft geworden sei () (%).

(8)  Das Gericht stellte ferner fest, dass die Schadensbeseitigungsschwelle anhand eines Vergleichs des gewogenen
durchschnittlichen Einfuhrpreises der in die Stichprobe einbezogenen ausfihrenden Hersteller — gebithrend
berichtigt um die bei der Berechnung der Preisunterbietung ermittelten Einfuhrkosten und Zolle — festgelegt
worden sei. (°) () Demzufolge sei nicht auszuschlieen, dass ohne den methodischen Fehler hinsichtlich der
Unterbietung der Preise des Klagers die Schadensspanne des Wirtschaftszweigs der Union noch unterhalb der in den
strittigen Verordnungen und sogar unterhalb der darin ermittelten Dumpingspanne oder Hohe der anfechtbaren
Subventionen festgelegt worden wire. In diesem Fall sollte die Hohe der jeweiligen Z6lle gemaf Artikel 9 Absatz 4
der Antidumpinggrundverordnung bzw. Artikel 15 Absatz 1 der Antisubventionsgrundverordnung auf einen Satz
gesenkt werden, der zur Beseitigung der Schidigung angemessen wire (') (12).

(9)  Auf der Grundlage dieser Erkenntnisse hat das Gericht die beiden strittigen Verordnungen, soweit Giant betroffen
war, fur nichtig erklrt.

) Im Sinne der strittigen Verordnungen.

) Rechtssache T-242/19, Giant Electric Vehicle Kunshan Co. Ltd./Europiische Kommission, EU:T:2022:259, R»- 126

%) Rechtssache T-243/19, Giant Electric Vehicle Kunshan Co. Ltd./Europiische Kommission, EU:T:2022:260, Rn. 118.
)

0
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2. GRUNDE FUR DIE ZOLLAMTLICHE ERFASSUNG

(10) Die Kommission hat analysiert, ob eine zollamtliche Erfassung der Einfuhren der betroffenen Ware angezeigt ist. In

diesem Zusammenhang hat die Kommission die folgenden Erwdgungen beriicksichtigt.

(11) Artikel 266 AEUV sieht vor, dass die Organe die erforderlichen Manahmen ergreifen miissen, um den Urteilen

nachzukommen. Im Falle der Nichtigerkldrung eines von den Organen im Rahmen eines Verwaltungsverfahrens —
z. B. eines Antidumping- oder Antisubventionsverfahrens — angenommenen Rechtsakts wird die Vereinbarkeit mit
dem Urteil des Gerichts dadurch hergestellt, dass der fiir nichtig erklirte Rechtsakt durch einen neuen Rechtsakt
ersetzt wird, in dem die vom Gerichtshof festgestellte Rechtswidrigkeit beseitigt ist ().

(12) Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs kann das Verfahren zur Ersetzung des fur nichtig erklarten Rechtsakts

genau an dem Punkt wiederaufgenommen werden, an dem die Rechtswidrigkeit eingetreten ist (*¥). Dies bedeutet
insbesondere, dass, wenn ein Rechtsakt, der ein Verwaltungsverfahren abschlieft, fiir nichtig erklart wird, diese
Nichtigerklarung sich nicht notwendigerweise auf die vorbereitenden Handlungen, wie die Einleitung eines
Antidumpingverfahrens, auswirkt. Wird etwa eine Verordnung zur Einfithrung endgiiltiger Antidumping-
mafinahmen fiir nichtig erkldrt, bedeutet dies, dass das Antidumpingverfahren infolge der Nichtigerklirung nicht
abgeschlossen ist, weil der das Antidumpingverfahren abschlieSende Rechtsakt in der Rechtsordnung der Union
nicht mehr vorhanden ist (**), es sei denn, die Rechtswidrigkeit war in der Phase der Verfahrenseinleitung eingetreten.

(13) Wie in der Bekanntmachung zur Wiederaufnahme (%) erldutert, hat die Kommission beschlossen, die

Antisubventions- bzw. Antidumpinguntersuchungen in Bezug auf Giant wiederaufzunehmen, da die
Rechtswidrigkeit nicht in der Phase der Verfahrenseinleitung, sondern in der Phase der Untersuchung eingetreten
war; die Kommission hat die Untersuchungen an dem Punkt wiederaufgenommen, an dem die Rechtswidrigkeit
eingetreten ist.

(14) Gemifl der Rechtsprechung des Gerichtshofs konnen die Wiederaufnahme des Verwaltungsverfahrens und die

(16)

anschliefende Wiedereinfithrung von Zéllen nicht als Verstoff gegen das Riickwirkungsverbot angesehen
werden (V). Die interessierten Parteien, auch die Einfithrer, wurden in der Bekanntmachung der Wiederaufnahme
dariiber informiert, dass sich jede etwaige kiinftige Zollschuld aus den Feststellungen der wiederaufgenommenen
Untersuchung ergeben wiirde.

Auf der Grundlage ihrer neuen Erkenntnisse und der Ergebnisse der wiederaufgenommenen Untersuchungen, die
zum gegenwdrtigen Zeitpunkt nicht bekannt sind, kann die Kommission erforderlichenfalls Verordnungen zur
Anderung der geltenden Zollsitze erlassen. Solche etwaigen iiberarbeiteten Zollsitze wiirden am Tag des
Inkrafttretens der strittigen Antisubventions- bzw. Antidumpingverordnung in Kraft treten.

Daher forderte die Kommission die nationalen Zollbehorden auf, das Ergebnis der erneuten Priffung abzuwarten,
bevor sie iiber etwaige Erstattungsantrige im Zusammenhang mit Antidumping- und/oder Ausgleichszollen
entscheiden, die vom Gericht in Bezug auf Giant fiir nichtig erklirt wurden. Die Zollbeh6rden werden somit
angewiesen, etwaige Antrage auf Erstattung von fiir nichtig erklirten Zollen auszusetzen, bis die Ergebnisse der
wiederaufgenommenen Untersuchung im Amtsblatt der Europdischen Union verdffentlicht werden.

Sollte die wiederaufgenommene Untersuchung zur Wiedereinfithrung von Mafinahmen fihren, sollten diese Zolle
zudem auch fiir den Zeitraum vereinnahmt werden, in dem die wiederaufgenommenen Untersuchungen
durchgefiihrt werden.

Verbundene Rechtssachen 97, 193, 99 und 215/86, Asteris AE und andere sowie Griechenland/Kommission, Slg. 1988, 2181, Rn. 27
und 28.

Rechtssache C-415/96, Spanien/Kommission, Slg. 1998, 1-6993, Rn. 31; Rechtssache C-458/98 P, Industrie des Poudres
Sphériques/Rat, Slg. 2000, I-8147, Rn. 80 bis 85; Rechtssache T-301/01, Alitalia/Kommission, Slg. 2008, 1I-1753, Rn. 99 und 142;
verbundene Rechtssachen T-267/08 und T-279/08, Région Nord-Pas de Calais/Kommission, Slg. 2011, 1I-0000, Rn. 83.

Rechtssache C-415/96, Spanien/Kommission, Slg. 1998, 1-6993, Rn. 31; Rechtssache C-458/98 P, Industrie des Poudres
Sphériques/Rat, Slg. 2000, I-8147, Rn. 80 bis 85.

ABI. C 260 vom 6.7.2022, S. 5.

Rechtssache C-256/16, Deichmann SE/Hauptzollamt Duisburg, Urteil des Gerichtshofs vom 15. Mérz 2018, Rn. 79, und C-612/16, C
& J Clark International Ltd/Commissioners for Her Majesty’s Revenue & Customs, Urteil vom 19. Juni 2019, Rn. 5.
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(18) In dieser Hinsicht merkt die Kommission an, dass die zollamtliche Erfassung ein Instrument gemédfl Artikel 14
Absatz 5 der Antidumpinggrundverordnung und Artikel 24 Absatz 5 der Antisubventionsgrundverordnung ist,
sodass in der Folge Mafinahmen gegeniiber diesen Einfuhren vom Zeitpunkt dieser zollamtlichen Erfassung an
eingefithrt werden konnen. Im vorliegenden Fall hilt es die Kommission fiir angemessen, die Einfuhren von Giant
zollamtlich zu erfassen, um die Erhebung von Antidumping- und Ausgleichszéllen zu erleichtern, sobald deren
Hohe im Einklang mit dem Urteil des Gerichts (**) gedndert wurde.

(19) Im Einklang mit der Rechtsprechung des Gerichtshofs (') wird angemerkt, dass die in Artikel 10 Absatz 4 der
Antidumpinggrundverordnung und Artikel 16 Absatz 4 der Antisubventionsgrundverordnung festgelegten
Bedingungen in vorliegendem Fall — anders als im Falle einer zollamtlichen Erfassung vor der Einfihrung
vorldufiger Mafnahmen — keine Anwendung finden. Der Zweck der zollamtlichen Erfassung im Kontext
gerichtlicher Durchfiithrungsuntersuchungen liegt nimlich nicht darin, die in besagten Bestimmungen festgelegte
riickwirkende Einziehung von Abgaben im Rahmen von Handelsschutzmaffnahmen zu ermoglichen. Vielmehr soll
die Wirksamkeit der geltenden Mafinahmen ohne ungebiihrliche Unterbrechung vom Zeitpunkt des Inkrafttretens
der strittigen Verordnungen bis zur Wiedereinfithrung der berichtigten Zolle gewihrleistet werden, indem
sichergestellt wird, dass die Erhebung der richtigen Hohe der Zolle in der Zukunft moglich ist.

(20)  Angesichts dieser Erwagungen ist die Kommission der Auffassung, dass die zollamtliche Erfassung gemaf8 Artikel 14
Absatz 5 der Antidumpinggrundverordnung und Artikel 24 Absatz 5 der Antisubventionsgrundverordnung
angezeigt war.

3. ZOLLAMTLICHE ERFASSUNG

(21)  Aus diesem Grund misssen die Einfuhren der von Giant Electric Vehicle Kunshan Co. Ltd. hergestellten betroffenen
Ware unter dem TARIC-Zusatzcode C383 zollamtlich erfasst werden.

(22) Wie in der Bekanntmachung zur Wiederaufnahme dargelegt, richtet sich die endgiiltige Feststellung der eventuellen
Zollschuld fiir den Antidumping- bzw. Ausgleichszoll ab dem Datum des Inkrafttretens der strittigen Antidumping-
bzw. Antisubventionsverordnung nach den Ergebnissen der wieder aufgenommenen Untersuchung.

(23)  Allerdings diirfen fiir den Zeitraum zwischen der Veroffentlichung der Bekanntmachung der Wiederaufnahme und
dem Datum des Inkrafttretens der Ergebnisse der wiederaufgenommenen Untersuchungen keine hoheren als die in
der strittigen Antidumpingverordnung festgelegten Zolle erhoben werden.

(24) Die geltenden Antidumping- und Antisubventionszélle fiir Giant Electric Vehicle Kunshan Co. Ltd betragen 20,7 %
bzw. 3,9 % —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1)  Die Zollbehorden unternehmen nach Artikel 14 Absatz 5 der Verordnung (EU) 2016/1036 und Artikel 24 Absatz 5
der Verordnung (EU) 2016/1037 geeignete Schritte, um die Einfuhren von Fahrrddern mit Trethilfe mit Elektrohilfsmotor,
die derzeit unter den KN-Codes 8711 60 10 und ex 8711 60 90 (TARIC-Code 8711 60 90 10) eingereiht werden, mit
Ursprung in der Volksrepublik China, die von Giant Electric Vehicle Kunshan Co. Ltd (TARIC-Zusatzcode C383) hergestellt
werden, zollamtlich zu erfassen.

(2)  Die zollamtliche Erfassung endet neun Monate nach Inkrafttreten dieser Verordnung.

(3)  Die Antidumping- und Ausgleichszolle, die auf die Einfuhren von Fahrradern mit Trethilfe mit Elektrohilfsmotor, die
derzeit unter den KN-Codes 87116010 und ex 87116090 (TARIC-Code 8711 6090 10) eingereiht werden, mit
Ursprung in der Volksrepublik China und hergestellt von Giant Electric Vehicle Kunshan Co. Ltd (TARIC-Zusatzcode
C383) zwischen der Wiederaufnahme der Untersuchungen und dem Inkrafttreten der Ergebnisse der wieder
aufgenommenen Untersuchungen erhoben werden konnen, diirfen die mit den Durchfithrungsverordnungen (EU)
2019/73 und (EU) 2019/72 eingefithrten Zollsitze nicht tibersteigen.

(**) Rechtssache T-440/20, Jindal Saw/Europdische Kommission, EU:T:2022:318, Rn. 154-159.
(") Rechtssache C-256/16, Deichmann SE[Hauptzollamt Duisburg, Rn. 79, und Rechtssache C-612/16, C & J Clark International Ltd/
Commissioners for Her Majesty’s Revenue & Customs, Urteil vom 19. Juni 2019, Rn. 58.
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(4) Die nationalen Zollbehorden warten die Veroffentlichung der einschldgigen Durchfithrungsverordnung der
Kommission zur erneuten Einfihrung der Zolle ab, bevor sie iiber Antrige auf Riickzahlung und Erstattung von
Antidumping- und/oder Ausgleichszéllen beziiglich Einfuhren durch Giant Electric Vehicle Kunshan Co. Ltd entscheiden.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verdffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 5. Juli 2022

Fiir die Kommission
Die Présidentin
Ursula VON DER LEYEN
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BESCHLUSSE

BESCHLUSS (EU) 2022/1163 DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 23. Juni 2022

iiber die Inanspruchnahme des Europiischen Fonds fiir die Anpassung an die Globalisierung
zugunsten entlassener Arbeitnehmer — Antrag Griechenlands (EGF/2021/008 EL/Attica electrical
equipment manufacturing)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Européischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) 2021/691 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 28. April 2021 iiber den
Europdischen Fonds fiir die Anpassung an die Globalisierung zugunsten entlassener Arbeitnehmer (EGF) und zur
Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 1309/2013 (*), insbesondere auf Artikel 15 Absatz 1,

gestiitzt auf die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 16. Dezember 2020 zwischen dem Européischen Parlament, dem Rat
der Europdischen Union und der Europdischen Kommission iiber die Haushaltsdisziplin, die Zusammenarbeit im
Haushaltsbereich und die wirtschaftliche Haushaltsfithrung sowie tiber neue Eigenmittel, einschlieGlich eines Fahrplans im
Hinblick auf die Einfithrung neuer Eigenmittel (?), insbesondere auf Nummer 9,

auf Vorschlag der Europiischen Kommission,

in Erwédgung nachstehender Griinde:

(1)

Die Ziele des Europdischen Fonds fur die Anpassung an die Globalisierung zugunsten entlassener Arbeitnehmer
(EGF) bestehen darin, Solidaritit zu bekunden und menschenwiirdige und nachhaltige Beschiftigung in der Union
zu fordern, indem bei groferen Umstrukturierungsmaffnahmen entlassene Arbeitnehmer und Selbststindige, die
ihre Erwerbstitigkeit aufgegeben haben, unterstiitzt werden und ihnen dabei geholfen wird, so bald wie moglich
wieder eine menschenwiirdige und nachhaltige Beschiftigung zu finden.

Gemif$ Artikel 8 der Verordnung (EU, Euratom) 2020/2093 des Rates (°) darf die Mittelausstattung des EGF einen
jahrlichen Hochstbetrag von 186 Mio. EUR (zu Preisen von 2018) nicht tiberschreiten.

Am 21. Dezember 2021 iibermittelte Griechenland einen Antrag auf Inanspruchnahme des EGF infolge von
Entlassungen im in der statistischen Systematik der Wirtschaftszweige in der Europdischen Gemeinschaft (NACE) (%)
in Revision 2 Abteilung 27 (,Herstellung von elektrischen Ausriistungen®) eingestuften Wirtschaftszweig in der
Ebene-2-Region der Klassifikation der Gebietseinheiten fiir die Statistik (NUTS) () Attica (EL30) in Griechenland.
Erginzt wurde er im Einklang mit Artikel 8 Absatz 5 der Verordnung (EU) 2021/691 durch zusitzliche
Informationen. Der Antrag erfiillt die Voraussetzungen gemaf8 Artikel 13 der Verordnung (EU) 2021/691 fiir die
Festsetzung eines Finanzbeitrags aus dem EGF.

Der EGF sollte folglich in Anspruch genommen werden, damit ein Finanzbeitrag in Hohe von 1 495 830 EUR fiir
den Antrag Griechenlands bereitgestellt werden kann.

Damit der EGF moglichst schnell in Anspruch genommen werden kann, sollte dieser Beschluss ab dem Datum seines
Erlasses gelten —

ABL. L 153 vom 3.5.2021, S. 48.

ABI. L 433 1vom 22.12.2020, S. 28.

Verordnung (EU, Euratom) 2020/2093 des Rates vom 17. Dezember 2020 zur Festlegung des mehrjihrigen Finanzrahmens fiir die
Jahre 2021 bis 2027 (ABL. L 433 1 vom 22.12.2020, S. 11).

Verordnung (EG) Nr. 1893/2006 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 20. Dezember 2006 zur Aufstellung der
statistischen Systematik der Wirtschaftszweige NACE Revision 2 und zur Anderung der Verordnung (EWG) Nr. 3037/90 des Rates
sowie einiger Verordnungen der EG iiber bestimmte Bereiche der Statistik (ABL L 393 vom 30.12.2006, S. 1).

Delegierte Verordnung (EU) 2019/1755 der Kommission vom 8. August 2019 zur Anderung der Anhiinge der Verordnung (EG)
Nr. 1059/2003 des Europdischen Parlaments und des Rates iiber die Schaffung einer gemeinsamen Klassifikation der Gebietseinheiten
fur die Statistik (NUTS) (ABL L 270 vom 24.10.2019, S. 1).
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HABEN FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1
Im Rahmen des Gesamthaushaltsplans der Union fiir das Haushaltsjahr 2022 wird der Europdische Fonds fiir die

Anpassung an die Globalisierung zugunsten entlassener Arbeitnehmer in Anspruch genommen, damit der Betrag von
1495 830 EUR an Mitteln fiir Verpflichtungen und Zahlungen bereitgestellt werden kann.

Artikel 2
Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Er gilt ab dem 23. Juni 2022.

Geschehen zu Briissel am 23. Juni 2022.

Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates
Die Prasidentin Der Président
R. METSOLA F. RIESTER
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BESCHLUSS (EU) 2022/1164 DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 23. Juni 2022

iiber die Inanspruchnahme des Europiischen Fonds fiir die Anpassung an die Globalisierung
zugunsten entlassener Arbeitnehmer — Antrag Frankreichs (EGF/2022/001 FR/Air France)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) 2021/691 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 28. April 2021 iiber den
Europdischen Fonds fiir die Anpassung an die Globalisierung zugunsten entlassener Arbeitnehmer (EGF) und zur
Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 1309/2013 ('), insbesondere auf Artikel 15 Absatz 1,

gestiitzt auf die Interinstitutionelle Vereinbarung vom 16. Dezember 2020 zwischen dem Europiischen Parlament, dem Rat
der Europiischen Union und der Europiischen Kommission iiber die Haushaltsdisziplin, die Zusammenarbeit im
Haushaltsbereich und die wirtschaftliche Haushaltsfithrung sowie iiber neue Eigenmittel, einschliefSlich eines Fahrplans im
Hinblick auf die Einfithrung neuer Eigenmittel (?), insbesondere auf Nummer 9,

auf Vorschlag der Europiischen Kommission
in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)  Die Ziele des Europdischen Fonds fuir die Anpassung an die Globalisierung zugunsten entlassener Arbeitnehmer
(EGF) bestehen darin, Solidaritit zu bekunden und menschenwiirdige und nachhaltige Beschaftigung in der Union
zu fordern, indem bei grofleren Umstrukturierungsmafinahmen entlassene Arbeitnehmer und Selbststindige, die
ihre Erwerbstitigkeit aufgegeben haben, unterstiitzt werden und ihnen dabei geholfen wird, so bald wie moglich
wieder eine menschenwiirdige und nachhaltige Beschaftigung zu finden.

(2)  Gemif Artikel 8 der Verordnung (EU, Euratom) 2020/2093 des Rates (}) darf die Mittelausstattung des EGF einen
jdhrlichen Hochstbetrag von 186 Mio. EUR (zu Preisen von 2018) nicht tiberschreiten.

(3)  Am 21. Januar 2022 uibermittelte Frankreich einen Antrag auf Inanspruchnahme des EGF infolge von Entlassungen
bei Air France in Frankreich. Der Antrag wurde gemaf Artikel 8 Absatz 5 der Verordnung (EU) 2021/691 durch
zusitzliche Informationen ergdnzt. Der Antrag erfullt die Voraussetzungen fiir einen Finanzbeitrag aus dem EGF
gemdfd Artikel 13 der Verordnung (EU) 2021/691.

(4)  Der EGF sollte folglich in Anspruch genommen werden, damit ein Finanzbeitrag in Hohe von 17 742 607 EUR fiir
den Antrag Frankreichs bereitgestellt werden kann.

(5)  Damit der EGF moglichst schnell in Anspruch genommen werden kann, sollte dieser Beschluss ab dem Datum seines
Erlasses gelten —

HABEN FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Im Rahmen des Gesamthaushaltsplans der Union fiir das Haushaltsjahr 2022 wird der Europdische Fonds fiir die
Anpassung an die Globalisierung zugunsten entlassener Arbeitnehmer in Anspruch genommen, damit der Betrag von
17 742 607 EUR an Mitteln fiir Verpflichtungen und Zahlungen bereitgestellt werden kann.

() ABLL 153 vom 3.5.2021, S. 48.

() ABLL4331vom 22.12.2020, S. 28.

() Verordnung (EU, Euratom) 2020/2093 des Rates vom 17. Dezember 2020 zur Festlegung des mehrjihrigen Finanzrahmens fir die
Jahre 2021 bis 2027 (ABL. L 433 Ivom 22.12.2020, S. 11).
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Artikel 2
Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Ver6ffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Er gilt ab dem 23. Juni 2022.

Geschehen zu Briissel am 23. Juni 2022.

Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates
Die Prisidentin Der Président
R. METSOLA F. RIESTER







ISSN 1977-0642 (elektronische Ausgabe)
ISSN 1725-2539 (Papierausgabe)

m Amt fir Veroffentlichungen
der Européischen Union
L-2085 Luxemburg
LUXEMBURG




	Inhalt
	Beschluss (EU) 2022/1158 des Rates vom 27. Juni 2022 über die Unterzeichnung — im Namen der Union — und die vorläufige Anwendung des Abkommens zwischen der Europäischen Union und der Ukraine über die Beförderung von Gütern im Straßenverkehr 
	Abkommen zwischen der Europäischen Union und der Ukraine über die Beförderung von Gütern im Straßenverkehr 
	Delegierte Verordnung (EU) 2022/1159 der Kommission vom 11. März 2022 zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2019/2033 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf technische Regulierungsstandards für die Offenlegung der Anlagestrategie durch Wertpapierfirmen 
	ANHANG I OFFENLEGUNG DER ANLAGESTRATEGIE DURCH WERTPAPIERFIRMEN 
	ANHANG II ANWEISUNGEN ZUR OFFENLEGUNG DER ANLAGESTRATEGIE DURCH WERTPAPIERFIRMEN 

	Durchführungsverordnung (EU) 2022/1160 der Kommission vom 5. Juli 2022 zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) 2017/2470 im Hinblick auf die Bedingungen für die Verwendung und die Spezifikationen des neuartigen Lebensmittels Nicotinamid-Ribosidchlorid 
	ANHANG 

	Durchführungsverordnung (EU) 2022/1161 der Kommission vom 5. Juli 2022 zur Festsetzung der Höchstbeträge für 2022 für bestimmte Direktzahlungsregelungen gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
	ANHANG 

	Durchführungsverordnung (EU) 2022/1162 der Kommission vom 5. Juli 2022 zur zollamtlichen Erfassung der Einfuhren von Elektrofahrrädern mit Ursprung in der Volksrepublik China nach der Wiederaufnahme der Untersuchungen zur Umsetzung der Urteile vom 27. April 2022 in den Rechtssachen T-242/19 und T-243/19 in Bezug auf die Durchführungsverordnung (EU) 2019/73 und die Durchführungsverordnung (EU) 2019/72 
	Beschluss (EU) 2022/1163 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juni 2022 über die Inanspruchnahme des Europäischen Fonds für die Anpassung an die Globalisierung zugunsten entlassener Arbeitnehmer — Antrag Griechenlands (EGF/2021/008 EL/Attica electrical equipment manufacturing) 
	Beschluss (EU) 2022/1164 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juni 2022 über die Inanspruchnahme des Europäischen Fonds für die Anpassung an die Globalisierung zugunsten entlassener Arbeitnehmer — Antrag Frankreichs (EGF/2022/001 FR/Air France) 

